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Änderungsantrag 201
Fabio Massimo Castaldo

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und 
Künstler; ist besorgt über die 
Verschlechterung der Rechte von Frauen 
und die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten– insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit– und 
die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei;

verurteilt die Unterdrückung ethnischer 
und religiöser Minderheiten, 
einschließlich des Verbots von Sprachen 
von Gruppen wie der kurdischen 
Gemeinschaft als Muttersprache im 
Bildungswesen und in allen Bereichen 
des öffentlichen Lebens durch die 
türkische Verfassung und bekräftigt, dass 
dies einen Verstoß gegen das Völkerrecht 
darstellt;
bedauert den Mangel an Fortschritten bei 
der Bewältigung der seit Langem 
bestehenden Sorgen der kurdischen 
Bevölkerung und betont, dass die 
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Wiederaufnahme eines verlässlichen 
politischen Prozesses, der alle relevanten 
Parteien und demokratischen Kräfte an 
einen Tisch bringt und zu einer 
friedlichen Lösung der Kurdenfrage 
führt, dringend notwendig ist;
ist besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und 
Künstler; fordert die türkischen 
Staatsorgane auf, der anhaltenden und 
systematischen Schikanierung und 
Einschüchterung ein Ende zu setzen und 
sich aktiv für die Förderung des Dialogs 
und die Erleichterung eines konstruktiven 
Prozesses einzusetzen, der zur 
Aussöhnung und zur Ausübung der 
Rechte der Kurden im Rahmen einer 
demokratischen Türkei führt;
verurteilt aufs Schärfste die gravierende 
Verschlechterung der Rechte von Frauen 
in der Türkei; ist zutiefst besorgt über die 
zunehmende Zahl von Frauenmorden 
nach dem Rückzug der Türkei aus dem 
Übereinkommen von Istanbul, was die 
Schwierigkeiten bei der Schaffung eines 
wirksamen Schutzes für Frauen in der 
Türkei verdeutlicht, die häusliche Gewalt 
melden;
bedauert, dass LGBTI+-Personen immer 
wieder ins Visier genommen und 
schikaniert werden und dass sich Politiker 
und hochrangige Beamte LGBTI+ 
feindlich äußern; bedauert, dass die 
Behörden seit 2014 Pride-Paraden in den 
Großstädten, auch in Istanbul, verboten 
haben; weist darauf hin, dass die Türkei 
aufgrund ihrer Pflichten im Rahmen der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
gegen die Diskriminierung von und die 
Gewalt gegen LGBTI-Personen 
vorzugehen verpflichtet ist, und fordert 
die türkischen Staatsorgane 
nachdrücklich auf, ihren Verpflichtungen 
nachzukommen und die sexuelle 
Ausrichtung, die Geschlechtsidentität und 
die Geschlechtsmerkmale als 
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Schutzgründe in die 
Antidiskriminierungsvorschriften 
aufzunehmen
ist besorgt darüber, dass die Rechte von 
Frauen, LGBTI+-Personen und 
Minderheiten aufgrund etwaiger 
Änderungen der Verfassung der Türkei 
eine weitere Einschränkung erfahren 
könnten;

Or. en

Änderungsantrag 202
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die mangelnde Unabhängigkeit der 
Justiz und die politische 
Instrumentalisierung des Justizsystems, 
die anhaltende Verletzung der 
Verpflichtung zur Einhaltung der 
wegweisenden Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, die 
schwerwiegenden Einschränkungen der 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
die anhaltenden Angriffe auf die 
Grundrechte von Mitgliedern der 
Opposition, Menschenrechtsverteidigern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei, unter 
anderem durch Schikanen durch Justiz 
und Verwaltung, die willkürliche 
Anwendung von Antiterrorgesetzen, 
Stigmatisierung und Verbotsverfahren 
gegen Vereinigungen; verurteilt das 
politisch motivierte Urteil im Gezi-Prozess 
vom 25. April 2022, mit dem gegen den 
prominenten Menschenrechtsverteidiger 
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Osman Kavala eine verschärfte 
lebenslange Haftstrafe und gegen sieben 
Angeklagte 18 Jahre Haft verhängt 
wurden, was die mangelnde 
Unparteilichkeit der Justiz bestätigt; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
harte Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler, 
einschließlich Massenverhaftungen vor 
den Wahlen, sowie über das laufende 
Verbotsverfahren gegen die 
Demokratische Partei der Völker (HDP); 
ist äußerst besorgt über die 
Verschlechterung der Rechte von Frauen, 
die zunehmende Zahl von Femiziden und 
die anhaltenden Angriffe auf LGBTI+-
Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, verurteilt die zunehmende 
Schwächung der Frauenrechte in der 
Türkei, insbesondere den Rückzug aus 
des Übereinkommens von Istanbul, sowie 
die aggressive Anti-LGBTIQ+-Kampagne, 
die durch extreme Hassreden 
hochrangiger Politiker gekennzeichnet 
ist, darunter des Präsidenten, der 
LGBTIQ-Personen als „Abweichler“ 
bezeichnete, die sich wie „die Pest“ 
ausbreiteten, und als „ein Gift, das in die 
Familie injiziert wird“; ist zutiefst besorgt 
darüber, dass unter der neuen türkischen 
Regierung sowohl die Rechte der Frauen 
als auch der LGBTIQ+-Gemeinschaft 
durch mögliche Änderungen der 
Verfassung der Türkei eine weitere 
Beschneidung erfahren könnten; fordert 
die türkischen Staatsorgane auf, von 
Hetze gegen und der Verbreitung von 
Fehlinformationen über LGBTIQ+-
Personen abzusehen, Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zu verhindern und 
zu bekämpfen, Überlebende zu 
unterstützen und die Täter zur 
Rechenschaft zu ziehen, indem das 
türkische Gesetz Nr. 6284 vollständig 
umgesetzt wird;

Or. en
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Änderungsantrag 203
Malik Azmani, Katalin Cseh, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Nathalie Loiseau, 
Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft und insbesondere von 
Menschenrechtsverteidigern in der Türkei; 
ist besonders besorgt über das anhaltende 
harte Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler 
sowie über die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
werden könnten; ist insbesondere besorgt 
über das Problem der häuslichen Gewalt 
gegen Frauen und der sogenannten 
Ehrenmorde im Zusammenhang mit dem 
Austritt der Türkei aus dem 
Übereinkommen von Istanbul sowie über 
die zunehmenden gezielten Angriffe oder 
Hetze, unter anderem durch hochrangige 
Beamte und Politiker, die sich gegen 
LGBTI±Personen richten; bringt seine 
Erwartung zum Ausdruck, dass Aktivisten 
der Zivilgesellschaft, insbesondere 
Menschenrechtsverteidiger, ihrer Arbeit 
frei nachgehen können, da dies die 
türkische Demokratie stärken könnte; ist 
fest entschlossen, türkische Bürgerinnen 
und Bürger sowie Organisationen der 
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Zivilgesellschaft, die sich europäische 
Normen und Werte aussprechen, zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 204
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. verurteilt die mangelnde 
Unabhängigkeit der Justiz und betont, 
dass die EU diesen Bereich mit größter 
Sorge betrachtet, da er den Grundstein 
für ein funktionierendes demokratisches 
System bildet, das im Dienste und zum 
Wohle der Bevölkerung tätig ist; ist nach 
wie vor besorgt über die schwerwiegenden 
Einschränkungen der Grundfreiheiten, 
insbesondere der Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, und die anhaltenden 
Angriffe auf die Grundrechte von 
Mitgliedern der Opposition, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei und die 
anhaltende Verletzung der Verpflichtung, 
die wegweisenden Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte einzuhalten; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist äußerst besorgt über die 
Verschlechterung der Rechte 
schutzbedürftiger Gruppen (darunter 
ethnischer und religiöser Gruppen und 
sexuelle Minderheiten), der Rechte von 
Frauen und die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
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werden könnten; bedauert zutiefst, dass 
Türkei das erste Land ist, das sich aus 
dem Übereinkommen von Istanbul 
zurückgezogen hat; fordert die türkische 
Regierung nachdrücklich auf, die 
internationalen Verträge, 
Vereinbarungen und Verpflichtungen, die 
sie unterzeichnet hat, einzuhalten und im 
Einklang mit ihnen zu handeln;

Or. en

Änderungsantrag 205
Isabel Santos, Demetris Papadakis

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und 
Künstler; ist besorgt über die 
Verschlechterung der Rechte von Frauen 
und die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die anhaltende Verletzung der Pflicht, 
wegweisende Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte zu 
beachten, die schwerwiegenden 
Einschränkungen von grundlegenden 
Freiheiten – insbesondere der Meinungs-, 
der Vereinigungs- und 
Versammlungsfreiheit – und die 
anhaltenden Eingriffe in Grundrechte von 
Oppositionsmitgliedern, Rechtsanwälten, 
Journalisten, Akademikern und Aktivisten 
der Zivilgesellschaft in der Türkei; betont, 
dass eine freie, transparente und 
ausgewogene Medienlandschaft benötigt 
wird;

Or. en
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Änderungsantrag 206
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Gewerkschaftern, 
Mitgliedern von Minderheiten, 
Journalisten, Akademikern und Aktivisten 
der Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten; 
erinnert an die Lage politischer 
Gefangener, die Folter ausgesetzt sind, 
insbesondere an die Lage von Mücella 
Yapıcı (72 Jahre alt), die im Rahmen des 
Gezi-Prozesses eingesperrt wurde, und 
stellt fest, dass die Zahl der Todesfälle 
zugenommen hat;

Or. en

Änderungsantrag 207
Željana Zovko
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Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; stellt mit 
Bedauern fest, dass öffentliche 
Stellungnahmen von Personen in 
führender Stellung zu laufenden 
Gerichtsverfahren die Unabhängigkeit 
und Unparteilichkeit der Justiz noch 
weiter beeinträchtigen; ist besonders 
besorgt über das anhaltende Vorgehen 
gegen kurdische Politiker, Journalisten, 
Rechtsanwälte und Künstler; ist besorgt 
über die Verschlechterung der Rechte von 
Frauen und die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
werden könnten;

Or. en

Änderungsantrag 208
Dietmar Köster

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text
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8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei sowie die 
mangelnde Umsetzung der 
Wehrdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen als Menschenrecht; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

Or. en

Änderungsantrag 209
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
grundlegenden Freiheiten – insbesondere 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 

8. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die fehlende Unabhängigkeit der 
Justiz, die anhaltende Verletzung der 
Pflicht, wegweisende Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu beachten, die 
schwerwiegenden Einschränkungen von 
Grundfreiheiten – insbesondere der 
Meinungs- und Vereinigungsfreiheit – und 
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– und die anhaltenden Eingriffe in 
Grundrechte von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

die anhaltenden Eingriffe in Grundrechte 
von Oppositionsmitgliedern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, 
Akademikern und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in der Türkei; ist 
besonders besorgt über das anhaltende 
Vorgehen gegen kurdische Politiker, 
Journalisten, Rechtsanwälte und Künstler; 
ist besorgt über die Verschlechterung der 
Rechte von Frauen und die anhaltenden 
Angriffe auf LGBTI+-Personen bzw. deren 
anhaltende Schikanierung, wobei die 
Rechte beider Gruppen durch mögliche 
Änderungen der türkischen Verfassung 
weiter beschnitten werden könnten;

Or. en

Änderungsantrag 210
Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. verurteilt aufs Schärfste das harte 
Vorgehen gegen die HDP-Partei und das 
seit 2021 laufende Verbotsverfahren 
gegen die HDP in der Türkei; betont, dass 
die türkischen Staatsorgane trotz 
wiederholter Aufforderungen durch 
Europa und die internationale 
Gemeinschaft ihre Angriffe auf 
prokurdische Politiker und Oppositionelle 
fortsetzen; stellt fest, dass diese 
Entwicklung einen weiteren Rückschritt 
in Bezug auf die Achtung der 
Menschenrechte und des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung darstellt und dass 
sich die Türkei noch weiter von den 
Werten der EU entfernt; fordert die 
Türkei auf, alle politischen Gefangenen 
und prokurdischen Politiker freizulassen, 
die seit Jahren und Jahrzehnten 
unschuldig und ohne faire 
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Gerichtsverfahren inhaftiert sind;

Or. en

Änderungsantrag 211
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. weist auf die einschlägigen 
Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte hin und 
fordert die türkische Regierung auf, 
umgehend die Verletzungen der 
Menschenrechte der zyprischen 
Staatsbürger einzustellen und ihnen nicht 
länger ihr Recht auf Eigentum und freie 
Religionsausübung sowie sonstige 
Menschenrechte vorzuenthalten, die 
ihnen gemäß der Verfassungsordnung der 
Republik Zypern, dem gemeinschaftlichen 
Besitzstand sowie den Grundsätzen und 
Werten der EU zustehen;

Or. en

Änderungsantrag 212
Isabel Santos, Demetris Papadakis

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
über die mangelnde Unabhängigkeit der 
Justiz; fordert die Regierung auf, allen 
ein ordnungsgemäßes Verfahren und das 
Recht auf einen fairen Prozess zu 
garantieren; ist besorgt über Berichte 
über übermäßige Gewalt gegen 
Gefangene; betont nachdrücklich, dass 
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eine humane Behandlung aller 
Gefangenen im Einklang mit den 
grundlegenden Menschenrechten 
sichergestellt werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 213
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. missbilligt, dass die in der 
türkischen Verfassung garantierte 
Versammlungsfreiheit stark 
eingeschränkt wurde, unter anderem im 
Fall der „Samstagsmütter“, deren 
Versammlung in Istanbul wiederholt von 
den örtlichen Behörden verboten wurde, 
obwohl das Verfassungsgericht das Recht 
dieser Gruppe auf friedlichen Protest 
bestätigt hat;

Or. en

Änderungsantrag 214
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 8 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8b. fordert die Türkei auf, bei der 
Verhinderung und Bekämpfung des 
illegalen Handels und der vorsätzlichen 
Zerstörung kulturellen Erbes in der 
Türkei und dem besetzten Teil Zyperns 
mit einschlägigen internationalen 
Organisationen zusammenzuarbeiten, 
insbesondere mit dem Europarat; betont, 
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dass der Austausch mit einschlägigen 
internationalen Organisationen und der 
EU über die Erhaltung des kulturellen 
und religiösen Erbes unbedingt fortgesetzt 
werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 215
Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 8 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8b. verurteilt die fortgesetzten 
türkischen Angriffe auf irakisches 
Hoheitsgebiet und die anhaltende 
militärische Präsenz im irakischen 
Hoheitsgebiet, insbesondere die Angriffe 
auf die Sindschar-Region, in der es eine 
jesidische Mehrheit gibt, durch die die 
Rückkehr von Jesiden und Assyrern, die 
2014 vor dem sogenannten Islamischen 
Staat geflohen sind, verhindert wird; 
fordert, dass die Souveränität des Irak 
geachtet wird und der Irak nicht weiter 
destabilisiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 216
Isabel Santos, Demetris Papadakis

Entschließungsantrag
Ziffer 8 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8b. ist besonders besorgt über das 
anhaltende harte Vorgehen gegen 
kurdische Politiker, Journalisten, 
Rechtsanwälte und Künstler; verurteilt 
die Militäraktion der Türkei in Syrien; 
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fordert die Türkei auf, ihre Besetzung 
syrischer Gebiete zu beenden, was auch 
die Auswirkungen auf die kurdische 
Bevölkerung einschließt;

Or. en

Änderungsantrag 217
Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 8 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8c. verurteilt die anhaltende 
Besetzung von syrischem Hoheitsgebiet 
durch die Türkei, insbesondere der 
mehrheitlich von Kurden bewohnten 
Regionen Afrin und Ras al-Ain/Sere 
Kaniye; bedauert, dass bei der Besetzung 
ein Großteil der dortigen Bevölkerung in 
den Kampf involviert war und dass deren 
Rückkehr aufgrund der Besetzung durch 
die Türkei und aufgrund der mit der 
Türkei verbündeten örtlichen 
islamistischen Milizen bis zum heutigen 
Tag unmöglich ist; ist zutiefst besorgt 
über die katastrophale Lage der Jesiden, 
Assyrer und Aleviten, insbesondere die 
Lage der Assyrer in der Region Chabur 
seit der türkischen Besetzung von Afrin 
im Jahr 2018 und in Ras al-Ain im Jahr 
2019 aufgrund der islamistischen 
Milizen; fordert die Türkei auf, zumindest 
diese Regionen zu verlassen und die 
Rückkehr der vertriebenen 
Zivilbevölkerung zu ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 218
Isabel Santos, Demetris Papadakis

Entschließungsantrag
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Ziffer 8 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8c. ist besorgt über die 
Verschlechterung der Rechte von Frauen 
und die anhaltenden Angriffe auf 
LGBTI+-Personen bzw. deren anhaltende 
Schikanierung, wobei die Rechte beider 
Gruppen durch mögliche Änderungen der 
türkischen Verfassung weiter beschnitten 
werden könnten; fordert die Türkei in 
diesem Zusammenhang nachdrücklich 
auf, dem Übereinkommen von Istanbul 
wieder beizutreten;

Or. en

Änderungsantrag 219
Isabel Santos

Entschließungsantrag
Ziffer 8 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8d. stellt mit Anerkennung fest, dass 
die Türkei 4 Millionen Flüchtlinge 
aufgenommen hat, und nimmt die 
Herausforderungen zur Kenntnis, die sich 
aus den damit verbundenen 
Anstrengungen ergeben; bekräftigt, dass 
die Rückführung von Flüchtlingen nur 
auf freiwilliger Basis erfolgen sollte, und 
auch nur dann, wenn sie sicher verläuft; 
spricht sich entschieden dagegen aus, 
dass die türkische Regierung Migranten 
instrumentalisiert bzw. als Mittel zum 
Zweck einsetzt; betont, dass der Schutz 
sämtlicher Rechte und Freiheiten aller 
Flüchtlinge und Migranten sichergestellt 
werden muss;

Or. en
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Änderungsantrag 220
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. bringt seine tiefe Besorgnis über die 
fortwährende übermäßige 
Machtkonzentration beim türkischen 
Präsidenten ohne wirksames System von 
Kontrollen und Gegenkontrollen zum 
Ausdruck, wodurch die demokratischen 
Institutionen des Landes erheblich 
untergraben werden;

9. bringt seine tiefe Besorgnis über die 
fortwährende übermäßige 
Machtkonzentration beim türkischen 
Präsidenten ohne wirksames System von 
Kontrollen und Gegenkontrollen zum 
Ausdruck, wodurch die demokratischen 
Institutionen des Landes erheblich 
untergraben werden; kritisiert, dass der 
Einfluss des „Balkanfaktors“ in der 
türkischen Politik immer größer wird und 
die Außenpolitik des Landes stark 
beeinflusst, und dass die Innenpolitik die 
Balkanpolitik Ankaras prägt; stellt fest, 
dass Schätzungen zufolge bis zu 18 
Millionen türkische Bürger aus dem 
Balkan stammen; betont, dass besondere 
Beziehungen zu Ländern wie Bosnien 
und Herzegowina sowie zu Serbien 
bestehen, das der wichtigste 
Gesprächspartner der Türkei in 
Balkanfragen ist;

Or. en

Änderungsantrag 221
Nacho Sánchez Amor

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. bringt seine tiefe Besorgnis über die 
fortwährende übermäßige 
Machtkonzentration beim türkischen 
Präsidenten ohne wirksames System von 
Kontrollen und Gegenkontrollen zum 
Ausdruck, wodurch die demokratischen 
Institutionen des Landes erheblich 

9. bringt seine tiefe Besorgnis über die 
fortwährende übermäßige 
Machtkonzentration beim türkischen 
Präsidenten ohne wirksames System von 
Kontrollen und Gegenkontrollen zum 
Ausdruck, wodurch die demokratischen 
Institutionen des Landes erheblich 
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untergraben werden; untergraben werden; betont, dass die 
fehlende Eigenständigkeit auf mehreren 
Verwaltungsebenen aufgrund der 
extremen Abhängigkeit bei allen Arten 
von Entscheidungen aufgrund der 
Alleinherrschaft eines einzigen Mannes 
zu einem dysfunktionalen System führen 
kann, wie die langsame Reaktion auf die 
verheerenden Folgen der Erdbeben im 
Februar gezeigt hat;

Or. en

Änderungsantrag 222
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 9 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

9a. verurteilt erneut aufs Schärfste, 
dass die Türkei per Präsidialdekret aus 
dem Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(Istanbuler Konvention) ausgetreten ist, 
eine Entscheidung, die vor dem 
Hintergrund der anhaltend hohen Zahl 
von Frauenmorden im Land besonders 
alarmierend ist; bedauert diese 
Entscheidung und betont, dass sie einen 
enormen Rückschlag für die 
Bemühungen um die Förderung der 
Rechte der Frau im Land darstellt; 
bekräftigt seine Forderung an die 
Regierung der Türkei, diese inakzeptable 
Entscheidung rückgängig zu machen;

Or. en

Änderungsantrag 223
Nacho Sánchez Amor

Entschließungsantrag
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Ziffer 9 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

9a. stellt fest, dass rechtsextreme 
islamistische Parteien bei der letzten Wahl 
als Teil der Regierungskoalition ins 
Parlament eingezogen sind; ist besorgt 
über das zunehmende Gewicht der 
islamistischen politischen Agenda bei der 
Gesetzgebung und in vielen Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung, unter anderem 
durch den wachsenden Einfluss 
des Präsidiums für 
Religionsangelegenheiten (Diyanet) im 
Bildungssystem;

Or. en

Änderungsantrag 224
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken; kritisiert, dass die 
Türkei keine Fortschritte bei der 
Erfüllung der sechs offenen Vorgaben des 
Fahrplans für die Visaliberalisierung 
erzielt hat, nämlich in Bezug auf das 
Antiterrorgesetz, die Rechtsvorschriften 
zum Schutz personenbezogener Daten, die 
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Umsetzung des 
Rückübernahmeabkommens EU-Türkei, 
den Abschluss eines internationalen 
Abkommens mit der EU über Europol, die 
Umsetzung der Empfehlungen der 
Gruppe der Staaten gegen Korruption 
(GRECO) zur Korruptionsbekämpfung 
und die justizielle Zusammenarbeit mit 
allen EU-Mitgliedstaaten; betont, dass 
derzeit Verhandlungen über den 
Abschluss eines internationalen 
Abkommens zwischen der EU und Türkei 
über Europol geführt werden;

Or. en

Änderungsantrag 225
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, und die Beziehungen 
zu den Mitgliedstaaten der EU zu 
normalisieren, was sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirkt; stellt mit Besorgnis fest, 
dass es nach wie vor keine Anzeichen 
dafür gibt, dass die Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EGMR) umgesetzt und 
politische Gefangene wie Osman Kavala 
und Selahattin Demirtas folglich 
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freigelassen werden;

Or. en

Änderungsantrag 226
Malik Azmani, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Nathalie Loiseau, Frédérique Ries, 
Petras Auštrevičius, Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, insbesondere im Hinblick 
auf die Rechtsstaatlichkeit und die 
Grundrechte; kommt ferner zu dem 
Schluss, dass die türkische Regierung 
kein Interesse daran bekundet hat, die 
Kopenhagener Kriterien zu achten und 
einzuhalten und sich an der Politik und 
den Zielen der EU zu orientieren; 
unterstreicht in diesem Zusammenhang, 
dass die Beitrittsverhandlungen nicht 
wieder aufgenommen werden können;

Or. en

Änderungsantrag 227
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
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hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken; fordert die gewählten 
politischen Parteien auf, ihre 
demokratischen und parlamentarischen 
Bemühungen um die Förderung des 
europäischen Wegs für die Türkei 
fortzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 228
Isabel Santos, Demetris Papadakis

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte und 
den Schutz und Inklusion aller 
ethnischen, religiösen und sexuellen 
Minderheiten Rechnung zu tragen, was 
sich weiterhin nachteilig auf den EU-
Beitrittsprozess des Landes auswirkt;

Or. en
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Änderungsantrag 229
Georgios Kyrtsos

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung den negativen Trend 
in Bezug auf Reformen, die die 
Verschlechterung der Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit, der Grundrechte und 
der Unabhängigkeit der Justiz betreffen, 
nicht umgekehrt hat; ist besorgt darüber, 
dass die Außenpolitik der Türkei 
weiterhin im Widerspruch zu den 
Prioritäten der EU im Rahmen der GASP 
steht; bekräftigt seinen Standpunkt vom 
18. Mai 2022, in dem es erklärt, dass es 
sich eine Wiederaufnahme der 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
nicht vorstellen kann;

Or. en

Änderungsantrag 230
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 

10. kommt zu dem Schluss, dass die 
türkische Regierung kein Interesse daran 
hat, die anhaltende und wachsende Kluft 
zwischen der Türkei und der EU in Bezug 
auf Werte und Standards zu schließen, da 
die Türkei in den letzten Jahren klar 
gezeigt hat, dass sie politisch nicht gewillt 
ist, die notwendigen Reformen 
durchzuführen, um insbesondere den 
ernsten Bedenken im Hinblick auf die 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte 
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Rechnung zu tragen, die sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirken;

Rechnung zu tragen, was sich weiterhin 
nachteilig auf den EU-Beitrittsprozess des 
Landes auswirkt;

Or. en

Änderungsantrag 231
Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 10 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

10a. ist der Ansicht, dass es höchste 
Zeit ist, eine umfassende, einheitliche und 
kohärente mittel- bis langfristige Strategie 
für alle Organe und Mitgliedstaaten der 
EU festzulegen; weist auf den starken 
Niedergang im Bereich der Grundrechte, 
die sich verschlechternde 
Menschenrechtslage, der Mangel an 
Presse- und Meinungsfreiheit und die 
willkürliche Inhaftierung von 
Oppositionspolitikern und Journalisten 
hin;

Or. en

Änderungsantrag 232
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. äußert Bedenken, ob die 
Marktwirtschaft der Türkei weiterhin 
ordnungsgemäß funktioniert, insbesondere 
im Hinblick auf die Durchführung der 
Währungs- und Haushaltspolitik, sowie 
Bedenken über das institutionelle und 
regulatorische Umfeld;

11. äußert Bedenken, ob die 
Marktwirtschaft der Türkei weiterhin 
ordnungsgemäß funktioniert, insbesondere 
im Hinblick auf die Durchführung der 
Währungs- und Haushaltspolitik, sowie 
Bedenken über das institutionelle und 
regulatorische Umfeld; stellt mit Besorgnis 
fest, dass die Türkei nach Angaben von 
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Europol das zweitgrößte Herkunftsland 
von Raubkopien ist, die den EU-
Binnenmarkt schädigen, und von 
gefälschten Produkten, die an den 
Außengrenzen der EU beschlagnahmt 
werden; vertritt die Auffassung, dass eine 
stärkere und ehrlichere Beziehung zur 
EU dabei helfen würde, einige der 
Probleme abzuschwächen, und dazu 
beitragen würde, den Lebensstandard der 
türkischen Bevölkerung zu erhöhen;

Or. en

Änderungsantrag 233
Malik Azmani, Katalin Cseh, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Nathalie Loiseau, 
Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. äußert Bedenken, ob die 
Marktwirtschaft der Türkei weiterhin 
ordnungsgemäß funktioniert, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Durchführung der Währungs- und 
Haushaltspolitik, sowie Bedenken über das 
institutionelle und regulatorische Umfeld;

11. drückt seine tiefe Besorgnis über 
die Verschlechterung der Marktwirtschaft 
in der Türkei aus, insbesondere im 
Hinblick auf die Durchführung der 
Währungs- und Haushaltspolitik und das 
institutionelle und aufsichtliche Umfeld; 
ist besorgt über die direkte Einmischung 
des türkischen Präsidenten in die Geld- 
und Währungspolitik; ist der Ansicht, 
dass die Türkei Reformen durchführen 
muss, mit denen die Schwachstellen ihrer 
Wirtschaft und Währung, wie die 
beispiellose hohe Inflation, angegangen 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 234
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 11
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Entschließungsantrag Geänderter Text

11. äußert Bedenken, ob die 
Marktwirtschaft der Türkei weiterhin 
ordnungsgemäß funktioniert, insbesondere 
im Hinblick auf die Durchführung der 
Währungs- und Haushaltspolitik, sowie 
Bedenken über das institutionelle und 
regulatorische Umfeld;

11. äußert Bedenken hinsichtlich der 
Frage, ob die Marktwirtschaft der Türkei 
weiterhin ordnungsgemäß funktioniert, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Durchführung der Währungs- und 
Haushaltspolitik, sowie Bedenken über das 
institutionelle und aufsichtliche Umfeld;

Or. en

Änderungsantrag 235
Isabel Wiseler-Lima

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. äußert Bedenken, ob die 
Marktwirtschaft der Türkei weiterhin 
ordnungsgemäß funktioniert, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Durchführung der Währungs- und 
Haushaltspolitik, sowie Bedenken über das 
institutionelle und regulatorische Umfeld;

11. äußert seine Besorgnis über das 
mangelhafte Funktionieren der 
Marktwirtschaft der Türkei, insbesondere 
im Hinblick auf die Durchführung 
der Währungs- und Haushaltspolitik sowie 
das institutionelle und aufsichtliche 
Umfeld;

Or. en

Änderungsantrag 236
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. nimmt die Bemühungen der 
Türkei zur Kenntnis, auch künftig eine 
große Zahl von Flüchtlingen 
aufzunehmen; begrüßt in dieser Hinsicht, 
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dass weiterhin EU-Mittel für Flüchtlinge 
und die Aufnahmegemeinden in der 
Türkei zur Verfügung gestellt werden, 
und bekundet sein Bestreben, diese 
Unterstützung auch in Zukunft zu 
gewähren; fordert die Kommission auf, 
für umfassende Transparenz und 
Präzision bei der Zuweisung von Mitteln 
im Rahmen des Nachfolgers der Fazilität 
für Flüchtlinge in der Türkei zu sorgen 
und sicherzustellen, dass diese Mittel in 
erster Linie direkt an Flüchtlinge und 
Aufnahmegemeinschaften vergeben und 
von Organisationen verwaltet werden, die 
für Rechenschaftspflicht und 
Transparenz sorgen; spricht sich für eine 
objektive Bewertung der Zusammenarbeit 
zwischen der EU und der Türkei bei 
Flüchtlings- und Migrationsfragen aus 
und weist darauf hin, dass beide Seiten 
ihren jeweiligen Verpflichtungen im 
Rahmen der Erklärung EU-Türkei von 
2016 und des EU-Türkei-
Rückübernahmeabkommens gegenüber 
allen Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
nachkommen müssen, wozu auch die 
Wiederaufnahme der Rückübernahme 
von Rückkehrern von den griechischen 
Inseln und die Aktivierung der Regelung 
betreffend die Türkei über die freiwillige 
Aufnahme aus humanitären Gründen 
gehören; spricht sich entschieden 
dagegen aus, dass die türkische 
Regierung Migranten instrumentalisiert; 
stellt fest, dass in den letzten Jahren ein 
weiterer Anstieg der Asylanträge in 
Zypern zu verzeichnen war, und weist die 
Türkei auf ihre Verpflichtung hin, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um zu verhindern, dass sich neue See- 
oder Landwege für die illegale Migration 
aus der Türkei in die EU öffnen;

Or. en

Änderungsantrag 237
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács



PE750.085v01-00 30/142 AM\1281512DE.docx

DE

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. nimmt die Bemühungen der 
Türkei zur Kenntnis, auch künftig eine 
große Zahl von Flüchtlingen 
aufzunehmen; begrüßt in dieser Hinsicht, 
dass weiterhin EU-Mittel für Flüchtlinge 
und die Aufnahmegemeinden in der 
Türkei zur Verfügung gestellt werden, 
und bekundet sein Bestreben, diese 
Unterstützung auch in Zukunft zu 
gewähren; fordert die Kommission auf, 
für umfassende Transparenz und 
Präzision bei der Zuweisung von Mitteln 
im Rahmen des Nachfolgers der Fazilität 
für Flüchtlinge in der Türkei zu sorgen 
und sicherzustellen, dass diese Mittel in 
erster Linie direkt an Flüchtlinge und 
Aufnahmegemeinschaften vergeben und 
von Organisationen verwaltet werden, die 
für Rechenschaftspflicht und 
Transparenz sorgen; spricht sich für eine 
objektive Bewertung der Zusammenarbeit 
zwischen der EU und der Türkei bei 
Flüchtlings- und Migrationsfragen aus 
und weist darauf hin, dass beide Seiten 
ihren jeweiligen Verpflichtungen im 
Rahmen der Erklärung EU-Türkei von 
2016 und des EU-Türkei-
Rückübernahmeabkommens gegenüber 
allen Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
nachkommen müssen, wozu auch die 
Wiederaufnahme der Rückübernahme 
von Rückkehrern von den griechischen 
Inseln und die Aktivierung der Regelung 
betreffend die Türkei über die freiwillige 
Aufnahme aus humanitären Gründen 
gehören; weist auf die Verpflichtung der 
Türkei hin, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um zu 
verhindern, dass sich neue See- oder 
Landrouten für die irreguläre Migration 
von der Türkei in die EU öffnen, sowie 
auf ihre Bereitschaft, zu diesem Zweck 
mit den Nachbarstaaten und der EU 
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zusammenzuarbeiten, wobei die 
Grundrechte im Rahmen der Umsetzung 
zu berücksichtigen sind;

Or. en

Änderungsantrag 238
Georgios Kyrtsos, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. fordert die Türkei auf, die 
vollständige und diskriminierungsfreie 
Umsetzung der Erklärung EU-Türkei von 
2016 und des 
Rückübernahmeabkommens zwischen der 
EU und der Türkei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten, einschließlich der 
Republik Zypern, sicherzustellen; spricht 
sich entschieden dagegen aus, dass die 
türkische Regierung Migranten 
instrumentalisiert; bedauert, dass 
dadurch in den letzten Jahren ein 
anhaltend hoher Anstieg der Asylanträge 
in Zypern zu verzeichnen war, und weist 
auf die Verpflichtung der Türkei hin, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die bestehenden illegalen 
Migrationsrouten zu schließen und die 
Schaffung neuer See- oder Landrouten 
für die illegale Migration aus der Türkei 
in die EU zu verhindern; stellt fest, dass 
die bestehenden bilateralen 
Rückübernahmeabkommen und die in 
ähnlichen Abkommen und 
Vereinbarungen mit EU-Mitgliedstaaten 
enthaltenen Bestimmungen angemessen 
umgesetzt werden sollten, bis das EU-
Türkei-Rückübernahmeabkommen 
uneingeschränkt und wirksam umgesetzt 
wurde; unterstreicht, dass die 
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und 
Inneres mit allen EU-Mitgliedstaaten 
wird nach vor von wesentlicher 
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Bedeutung ist;

Or. en

Änderungsantrag 239
Witold Jan Waszczykowski

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. würdigt die Bemühungen und den 
Beitrag der Türkei im Bereich der 
Migration, einschließlich der Aufnahme 
einer großen Zahl von Flüchtlingen, 
darunter von mehr als 3,5 Millionen 
Syrern, die unter vorübergehendem 
Schutz stehen, und von 330 000 Personen, 
die internationalen Schutz beantragt oder 
erhalten haben; begrüßt die Bemühungen 
der Türkei um die Zerschlagung von 
Schleusernetzen, wobei im Jahr 2022 
mehr als 285 000 irreguläre Migranten 
zusammen mit 9 149 Schleusern 
aufgegriffen wurden;

Or. en

Änderungsantrag 240
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 11 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11b. bedauert, dass aufgrund der 
Instrumentalisierung von Flüchtlingen 
durch die Türkei im Jahr 2022 ein 
weiterer Anstieg der Asylanträge in 
Zypern zu verzeichnen war; stellt fest, 
dass bis zur vollständigen und wirksamen 
Umsetzung des 
Rückübernahmeabkommens zwischen der 
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EU und der Türkei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten die bestehenden 
bilateralen Rückübernahmeabkommen 
sowie die Bestimmungen in ähnlichen 
Abkommen und Vereinbarungen mit den 
EU-Mitgliedstaaten in angemessener 
Weise umgesetzt werden sollten; 
unterstreicht, dass die Zusammenarbeit 
im Bereich Justiz und Inneres mit allen 
EU-Mitgliedstaaten wird nach vor von 
wesentlicher Bedeutung ist;

Or. en

Änderungsantrag 241
Fabio Massimo Castaldo

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer 
besorgt darüber, dass die türkische 
Außenpolitik in vielen Bereichen noch 
immer EU-Interessen zuwiderläuft und 
dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer 
weiteren Entfernung gekommen ist und 
sich die Überschneidungen bei 
Entscheidungen im Bereich der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt die jüngsten Schritte von 
der Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen zu mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation, bedauert jedoch die 
finanzielle, politische und militärische 
Unterstützung der Türkei für 
Aserbaidschan, wodurch die Aussichten 
auf ein umfassendes Friedensabkommen 
zwischen Armenien und Aserbaidschan 
enorm beeinträchtigt werden; legt der 
Türkei nochmals nahe, den Völkermord 
an den Armeniern anzuerkennen;

ist jedoch noch immer besorgt darüber, 
dass die türkische Außenpolitik in vielen 
Bereichen noch immer EU-Interessen 
zuwiderläuft und dass es im letzten Jahr – 
statt einer Annäherung an die EU – zu 
einer weiteren Entfernung gekommen ist 
und sich die Überschneidungen bei 
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Entscheidungen im Bereich der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden; verurteilt aufs 
Schärfste die fortgesetzten 
grenzüberschreitenden 
Militäroperationen mit dem Ziel, kurdisch 
geführte Streitkräfte zu besiegen, 
darunter drei Einfälle in Nordsyrien und 
regelmäßige Luft- und Drohnenangriffe 
im Nordirak und in Syrien; betont, dass 
diese Militäreinsätze gegen das 
Völkerrecht verstoßen und die Stabilität 
und Sicherheit der gesamten Region 
beeinträchtigen;
ist besorgt darüber, dass die Türkei 
weiterhin in Libyen involviert ist, und 
zwar durch den Einsatz ausländischer 
Kämpfer vor Ort, sowie über die 
anhaltende Kritik und die unzureichende 
Zusammenarbeit mit EUNAVFOR MED 
IRINI, was die Unterschiede in den 
außenpolitischen Agenden der Türkei und 
der EU verdeutlicht;

Or. en

Änderungsantrag 242
Demetris Papadakis, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 

12. nimmt die jüngsten Schritte der 
Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation zur Kenntnis, ist jedoch 
noch immer besorgt darüber, dass die 
türkische Außenpolitik in vielen Bereichen 
noch immer EU-Interessen zuwiderläuft 
und dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer weiteren 
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gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Entfernung gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden bedauert in diesem 
Zusammenhang die insgesamt 
destabilisierende Rolle der Türkei in 
zahlreichen Gebieten, die für die EU von 
Belang sind, und in ihren 
Nachbarländern etwa im östlichen 
Mittelmeerraum, im Nahen Osten und im 
Südkaukasus sowie ihre Rolle in den 
Konflikten in Syrien, Irak und Libyen, 
wodurch Frieden, Sicherheit und 
Stabilität in der Region gefährdet werden; 
erklärt sich äußerst besorgt darüber, dass 
die Türkei im östlichen Mittelmeerraum 
mit militärischen Handlungen gegen 
Mitgliedstaaten der EU, insbesondere 
Griechenland und Zypern, droht und 
rechtswidrige Handlungen verfolgt, und 
verurteilt dies aufs Schärfste;

Or. en

Änderungsantrag 243
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 



PE750.085v01-00 36/142 AM\1281512DE.docx

DE

Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden; bedauert, dass es 
kontinuierliche Rückschritte beim 
außenpolitischen Dialog zwischen der 
Türkei und der EU gibt und die Türkei 
Militäraktionen im östlichen 
Mittelmeerraum, in Libyen, Syrien und im 
Kaukasus durchführt; weist darauf hin, 
dass die Türkei als NATO-Mitglied eine 
geostrategische Rolle bei der 
Gewährleistung der regionalen und 
europäischen Sicherheit spielt und dass 
von ihr erwartet wird, im Einklang mit 
ihren Verpflichtungen im Rahmen der 
NATO zu handeln;

Or. en

Änderungsantrag 244
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden; legt der Türkei 
nahe, einer echten Aussöhnung zwischen 
dem türkischen und dem armenischen 
Volk den Weg zu ebnen, auch den Streit 
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über den Völkermord an Armeniern 
beizulegen und ihren Verpflichtungen 
zum Schutz des Kulturerbes der Armenier 
und anderer Völker uneingeschränkt 
nachzukommen; legt der Türkei erneut 
nahe, den Völkermord an den Armeniern 
anzuerkennen;

Or. en

Änderungsantrag 245
Nacho Sánchez Amor

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden; ist der Ansicht, dass 
die Regierung nun die wirtschaftlichen 
Schwachstellen und die hohen Inflation 
angehen muss; fordert die Regierung auf, 
die Vertrauenswürdigkeit wichtiger 
Institutionen wie der türkischen 
Zentralbank und des türkischen 
Statistikinstituts (TÜIK) 
wiederherzustellen;

Or. en
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Änderungsantrag 246
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden; bedauert, dass die 
Türkei ihren Luftraum für armenische 
Flüge gesperrt hat, weil in Eriwan ein 
neues Denkmal errichtet wurde, das an 
ein Programm zur Ermordung der 
Urheber des armenischen Völkermords 
erinnert;

Or. en

Änderungsantrag 247
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer 

12. begrüßt die jüngsten Schritte 
seitens der Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen zu mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation; bedauert jedoch, dass die 
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besorgt darüber, dass die türkische 
Außenpolitik in vielen Bereichen noch 
immer EU-Interessen zuwiderläuft und 
dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer 
weiteren Entfernung gekommen ist und 
sich die Überschneidungen bei 
Entscheidungen im Bereich der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Türkei noch keine konkreten Schritte 
unternommen hat, um ihre Beziehungen 
zu allen Staaten in der Region im 
Einklang mit dem Völkerrecht zu 
normalisieren, und sie ihre illegale 
Einmischung in regionale Krisen noch 
nicht eingestellt hat;

Or. en

Änderungsantrag 248
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die Außenpolitik der Türkei 
in vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
vergangenen Jahr – statt zu einer 
Annäherung an die EU – zu einer weiteren 
Entfernung gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik – laut Mitteilung der 
Kommission – auf einem Rekordtief von 
nur 7 % befinden;

Or. es

Änderungsantrag 249
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
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Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. nimmt die jüngsten Schritte der 
Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation zur Kenntnis, ist jedoch 
noch immer besorgt darüber, dass die 
türkische Außenpolitik in vielen Bereichen 
noch immer EU-Interessen zuwiderläuft 
und dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer weiteren 
Entfernung gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Or. en

Änderungsantrag 250
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 

12. nimmt die jüngsten Schritte der 
Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation zur Kenntnis, ist jedoch 
noch immer besorgt darüber, dass die 
türkische Außenpolitik in vielen Bereichen 
noch immer EU-Interessen zuwiderläuft 
und dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer weiteren 
Entfernung gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
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Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden

Or. en

Änderungsantrag 251
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei – nach einer Phase der 
Konfrontation – zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten, ist jedoch noch immer besorgt 
darüber, dass die türkische Außenpolitik in 
vielen Bereichen noch immer EU-
Interessen zuwiderläuft und dass es im 
letzten Jahr – statt einer Annäherung an die 
EU – zu einer weiteren Entfernung 
gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

12. begrüßt zwar die jüngsten Schritte 
der Türkei zur Normalisierung der 
Beziehungen mit mehreren Ländern wie 
Armenien, Ägypten, Israel und den 
Golfstaaten nach einer Phase der 
Konfrontation, ist jedoch noch immer 
besorgt darüber, dass die türkische 
Außenpolitik in vielen Bereichen noch 
immer EU-Interessen zuwiderläuft und 
dass es im letzten Jahr – statt einer 
Annäherung an die EU – zu einer weiteren 
Entfernung gekommen ist und sich die 
Überschneidungen bei Entscheidungen im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf einem Rekordtief 
von nur 7 % befinden;

Or. en

Änderungsantrag 252
Andrey Kovatchev

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. spricht sich für die 
Normalisierung der Beziehungen 
zwischen Armenien und der Türkei im 
Interesse der Aussöhnung, der regionalen 
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Stabilität und Sicherheit sowie der 
sozioökonomischen Entwicklung aus und 
begrüßt die bisher erzielten Fortschritte; 
fordert die rasche Umsetzung der von den 
Sonderbeauftragten erzielten 
Vereinbarungen, wie die Öffnung des 
Luftraums und der Grenze zwischen zwei 
Ländern, wodurch die 
Wirtschaftsblockade Armeniens beendet 
wird; fordert beide Seiten auf, sich 
aufrichtig und ohne Vorbedingungen an 
dem Prozess zu beteiligen; bringt seine 
Hoffnung zum Ausdruck, dass dadurch 
unter Umständen ein Anstoß zur 
Normalisierung der Beziehungen im 
Südkaukasus gegeben wird; fordert die 
Türkei erneut auf, den Völkermord an 
den Armeniern anzuerkennen, um den 
Weg für eine echte Aussöhnung zwischen 
dem türkischen und dem armenischen 
Volk zu ebnen, und ihren 
Verpflichtungen zum Schutz des 
armenischen Kulturerbes in vollem 
Umfang nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 253
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. ist besorgt über die Art und Weise, 
in der die Türkei weiterhin die Tatsache 
ausnutzt, dass sie die größte Anzahl von 
Flüchtlingen in der Welt beherbergt, 
indem sie insbesondere versucht, die 
Flüchtlinge als Druckmitteln gegen die 
EU einzusetzen; bekräftigt, dass die 
weitere Bereitstellung von EU-Mitteln für 
Flüchtlinge und 
Aufnahmegemeinschaften in der Türkei 
von der strikten Einhaltung der 
einschlägigen völkerrechtlichen Normen 
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durch die Türkei abhängt, und vertritt die 
Auffassung, dass die Defizite des 
derzeitigen Flüchtlingsabkommens mit 
der Türkei unverzüglich behoben werden 
müssen, um die Unterstützung seitens der 
EU auch in Zukunft, jedoch in einem 
angemessenen Rahmen, 
aufrechtzuerhalten;

Or. en

Änderungsantrag 254
Nathalie Loiseau, Hilde Vautmans, Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Malik Azmani, 
Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. fordert die Türkei erneut auf, den 
Völkermord an den Armeniern 
anzuerkennen und so den Weg für eine 
echte Aussöhnung zwischen dem 
türkischen und dem armenischen Volk zu 
ebnen; fordert die Türkei in diesem 
Zusammenhang auf, jegliche Propaganda 
und Hetze gegen Armenier zu 
unterlassen, ihren Verpflichtungen zum 
Schutz des armenischen und des anderen 
kulturellen Erbes in vollem Umfang 
nachzukommen und ihren Einfluss auf 
Aserbaidschan auszuüben, um eine 
friedliche Lösung zwischen Eriwan und 
Baku zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 255
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. fordert die Türkei weiterhin 
nachdrücklich auf, sich 
unmissverständlich zu gutnachbarlichen 
Beziehungen, zu internationalen 
Abkommen und zur friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten im Einklang mit dem 
Völkerrecht zu bekennen, 
erforderlichenfalls den Internationalen 
Gerichtshof anzurufen und von allen 
einseitigen Maßnahmen oder Drohungen 
abzusehen;

Or. en

Änderungsantrag 256
Witold Jan Waszczykowski

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. würdigt die Bedeutung der 
türkischen Anstrengungen zur 
Terrorismusbekämpfung und den Beitrag 
der Türkei zur Sicherheit und 
Verteidigung der EU;

Or. en

Änderungsantrag 257
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Evin Incir, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. bekräftigt die in seiner 
Entschließung vom 15. April 2015 
geäußerte Forderung und fordert die 
Türkei erneut auf, den Völkermord an 
den Armeniern anzuerkennen und damit 
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den Weg für eine echte Versöhnung 
zwischen dem türkischen und dem 
armenischen Volk zu ebnen; fordert die 
Türkei in diesem Zusammenhang auf, 
von jeglicher anti-armenischen 
Propaganda und Hetze abzusehen und 
ihren Verpflichtungen zum Schutz des 
armenischen und anderweitigen 
kulturellen Erbes uneingeschränkt 
nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 258
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. bedauert, dass die Türkei die 
Flüchtlinge immer stärker gegen die 
Republik Zypern und Griechenland 
instrumentalisiert und fordert die 
sofortige Beendigung dieses 
bedauerlichen Vorgehens, durch das die 
Flüchtlinge schikaniert werden und das 
in Ermangelung einer echten 
Solidaritätspolitik der EU den 
administrativen und finanziellen Druck 
auf die beiden Mitgliedstaaten der EU 
vervielfacht;

Or. en

Änderungsantrag 259
Georgios Kyrtsos

Entschließungsantrag
Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
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darüber, dass die im März 2016 zwischen 
der Europäischen Union und der Türkei 
erzielte wegweisende Einigung über die 
Migrationspolitik nicht in allen 
Mitgliedstaaten umgesetzt wird;

Or. en

Änderungsantrag 260
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 12 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12c. fordert die EU auf, nicht in 
Selbstzufriedenheit zu verharren und sich 
auf die EU-Türkei-Erklärung von 2016 zu 
verlassen, die aufgehoben werden sollte; 
weist darauf hin, dass eine Änderung der 
Migrationspolitik auf echter Solidarität, 
der Achtung der Grundprinzipien des 
internationalen Asyl- und 
Migrationsrechts gegenüber allen und 
dem Verzicht auf Doppelmoral beruhen 
muss, insbesondere jetzt, da die 
migrationsfeindliche Front in Europa 
bedrohlich an Boden gewinnt;

Or. en

Änderungsantrag 261
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 12 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12d. fordert die Mitgliedstaaten der EU 
in Anbetracht der militarisierten 
Außenpolitik der Türkei auf, alle 
Waffenexporte in die Türkei zu stoppen;
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Or. en

Änderungsantrag 262
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 12 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12e. fordert die türkische Regierung 
erneut auf, ihre Pläne für den Bau des 
Kernkraftwerks Akkuyu aufzugeben, das 
sich in einer Region befindet, die, wie die 
jüngsten verheerenden Erfahrungen 
gezeigt haben, für schwere Erdbeben 
anfällig ist, und somit nicht nur eine 
große Gefahr für die Türkei, sondern 
auch für den gesamten Mittelmeerraum 
darstellt; fordert die türkische Regierung 
daher auf, dem Espoo-Übereinkommen 
beizutreten, mit dem sich die 
Vertragsparteien dazu verpflichten, sich 
hinsichtlich geplanter Großprojekte, die 
voraussichtlich zu erheblichen 
grenzüberschreitenden 
Umweltbeeinträchtigungen führen 
werden, gegenseitig zu informieren und 
zu beraten; fordert die türkische 
Regierung zu diesem Zweck auf, die 
Regierungen ihrer Nachbarländer in 
Bezug auf alle weiteren Entwicklungen 
im Zusammenhang mit dem Akkuyu-
Projekt einzubeziehen oder zumindest zu 
konsultieren;

Or. en

Änderungsantrag 263
Georgios Kyrtsos, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13
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Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine 
Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; ist sich weiterhin voll und 
ganz bewusst, dass jede positive Dynamik 
aufgrund der anhaltenden destabilisierten 
Maßnahmen der Türkei in der Region in 
den letzten Jahren jederzeit leicht 
rückgängig gemacht werden kann und die 
zugrunde liegenden Probleme nach wie 
vor ungelöst sind; fordert die Türkei auf, 
im Einklang mit dem EU-Recht und dem 
Völkerrecht, einschließlich des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (SRÜ), das zum EU-Besitzstand 
gehört, die Souveränität aller 
Mitgliedstaaten der EU über ihr 
Küstenmeer und ihren Luftraum sowie 
ihre souveränen Rechte – einschließlich 
des Rechts, natürliche Ressourcen zu 
erforschen und auszubeuten – zu achten; 
bekundet Griechenland und der Republik 
Zypern seine uneingeschränkte 
Solidarität; ruft die Türkei erneut dazu 
auf, ein echtes kollektives Engagement 
zur Regelung der Abgrenzung der 
ausschließlichen Wirtschaftszonen (AWZ) 
und des Festlandsockels sowohl in der 
Ägäis als auch im östlichen Mittelmeer 
aufrichtig und im Einklang mit dem 
Völkerrecht und dem Grundsatz 
gutnachbarlicher Beziehungen an den 
Tag zu legen und von einseitigen 
rechtswidrigen Handlungen oder 
Drohungen Abstand zu nehmen; 
verurteilt in diesem Zusammenhang die 
Störmanöver von Kriegsschiffen der 
Türkei gegenüber Forschungsschiffen, 
die in der von der Republik Zypern 
abgegrenzten AWZ Erkundungen 
durchführen; bekräftigt das Recht der 
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Republik Zypern, bilaterale Abkommen 
über ihre AWZ zu schließen und ihre 
natürlichen Ressourcen in voller 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht zu 
erkunden und auszubeuten; unterstützt 
die Einladung der Regierung der 
Republik Zypern an die Türkei, nach 
Treu und Glauben und im Einklang mit 
dem Völkerrecht über die Abgrenzung der 
Seegebiete zwischen ihren jeweiligen 
Küstenlinien zu verhandeln oder den 
Internationalen Gerichtshof anzurufen, 
und fordert die Türkei auf, dieser 
Einladung Zyperns nachzukommen; 
bekräftigt die Bereitschaft der EU, alle ihr 
zur Verfügung stehenden Instrumente 
und Optionen, auch die gemäß Artikel 29 
EUV und Artikel 215 AEUV, zu nutzen, 
um ihre Interessen und die Interessen 
ihrer Mitgliedstaaten zu verteidigen und 
die regionale Stabilität zu wahren;

Or. en

Änderungsantrag 264
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass 
eine mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine Lösung 
der Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 

13. begrüßt die teilweise Entspannung, 
die nach den Erdbeben im Februar 
gegenüber Griechenland zu beobachten 
war, und bringt seine Hoffnung zum 
Ausdruck, dass sich diese Entwicklung 
nicht umkehrt und eine Gelegenheit für 
eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei im östlichen 
Mittelmeerraum bietet, die unter 
Umständen zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen Mitgliedstaaten der EU 
führt; fordert die Türkei in diesem 
Zusammenhang auf, von allen Arten von 
Provokationen und Drohungen gegen die 
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zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

Souveränität und die Hoheitsrechte aller 
Mitgliedstaaten der EU abzusehen, die 
durch das internationale Seerecht, das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen und den EU-Besitzstand 
geschützt sind, auch was das gesetzlich 
verankerte Recht der Republik Zypern 
betrifft, bilaterale Abkommen über ihre 
ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) zu 
schließen und natürliche Ressourcen 
innerhalb ihrer rechtmäßig abgegrenzten 
AWZ zu erforschen und auszubeuten; 
bedauert, dass das Zypern-Problem nach 
wie vor ungelöst ist, und bekräftigt seine 
seit Langem bestehende Unterstützung für 
eine umfassende, gerechte und tragfähige 
Lösung auf der vereinbarten Grundlage 
einer Föderation von zwei Gemeinschaften 
und zwei Gebieten mit politischer 
Gleichberechtigung, wie sie in den 
einschlägigen Resolutionen des VN-
Sicherheitsrates definiert ist, die einen 
Staat mit einer einzigen Souveränität, 
einer einzigen internationalen 
Rechtspersönlichkeit und einer einzigen 
Staatsbürgerschaft vorsieht, im Einklang 
mit dem Völkerrecht, dem Besitzstand der 
EU und den Grundsätzen, auf denen die 
EU beruht; bekräftigt seine in seiner 
Entschließung vom 7. Juni 2022 zum 
Ausdruck gebrachten Standpunkte in 
dieser Angelegenheit und bedauert 
zutiefst, dass die Türkei nach wie vor auf 
ihrem inakzeptablen Standpunkt einer 
Zweistaatenlösung besteht; fordert die 
Türkei und Ersin Tatar nachdrücklich 
auf, diese inakzeptable und spalterische 
Haltung aufzugeben und so bald wie 
möglich konkrete Schritte zur 
Wiederaufnahme konstruktiver und 
konkreter Verhandlungen unter der 
Schirmherrschaft des UN-
Generalsekretärs zu unternehmen und 
dort weiterzumachen, wo sie 2017 in 
Crans Montana aufgehört haben;

Or. en
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Änderungsantrag 265
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine 
Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar 2023, und hofft, dass 
eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; ist 
sich nach wie vor bewusst, dass jedwede 
positive Dynamik jederzeit leicht 
umgekehrt werden kann, solange die 
zugrunde liegenden Probleme ungelöst 
bleiben; fordert die Türkei auf, im 
Einklang mit dem EU-Recht und dem 
Völkerrecht, einschließlich des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (SRÜ), die Souveränität aller 
EU-Mitgliedstaaten über ihr Küstenmeer 
und ihren Luftraum sowie ihre 
souveränen Rechte – einschließlich des 
Rechts, natürliche Ressourcen zu 
erforschen und auszubeuten – zu achten; 
fordert die Türkei nach wie vor mit 
Nachdruck auf, sich in gutem Glauben 
und im Einklang mit den internationalen 
Regeln und Grundsätzen gemeinsam 
darum zu bemühen, die Grenzen der 
ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 
und des Festlandsockels festzulegen; 
verurteilt in diesem Zusammenhang die 
Störmanöver von Kriegsschiffen der 
Türkei gegenüber Forschungsschiffen, 
die in der von der Republik Zypern 
abgegrenzten AWZ Erkundungen 
durchführen; bekräftigt das Recht der 
Republik Zypern, bilaterale Abkommen 
über ihre AWZ zu schließen und ihre 
natürlichen Ressourcen in voller 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht zu 
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erforschen und zu auszubeuten; 
unterstützt die Aufforderung der 
Regierung der Republik Zypern an die 
Türkei, nach Treu und Glauben über die 
Abgrenzung der Seegebiete zwischen 
ihren jeweiligen Küstenlinien zu 
verhandeln oder den Internationalen 
Gerichtshof anzurufen, und fordert die 
Türkei auf, dieser Aufforderung Zyperns 
nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 266
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine 
Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar 2023, und hofft, dass 
eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; ist 
sich nach wie vor bewusst, dass jedwede 
positive Dynamik jederzeit leicht 
umgekehrt werden kann, solange die 
zugrunde liegenden Probleme ungelöst 
bleiben; fordert die Türkei nach wie vor 
mit Nachdruck auf, sich in gutem 
Glauben an einer friedlichen 
Konfliktbeilegung zu beteiligen und von 
unilateralen Maßnahmen oder 
Drohungen abzusehen; fordert die Türkei 
insbesondere unverändert mit Nachdruck 
auf, sich in gutem Glauben und im 
Einklang mit den internationalen Regeln 
und Grundsätzen gemeinsam darum zu 
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bemühen, die Grenzen der 
ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 
und des Festlandsockels festzulegen; 
verurteilt in diesem Zusammenhang die 
Störmanöver von Kriegsschiffen der 
Türkei gegenüber Forschungsschiffen, 
die in der von der Republik Zypern 
abgegrenzten AWZ Erkundungen 
durchführen; bekundet Griechenland und 
der Republik Zypern seine 
uneingeschränkte Solidarität; bekräftigt 
das Recht der Republik Zypern, bilaterale 
Abkommen über ihre AWZ zu schließen 
und ihre natürlichen Ressourcen in voller 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht zu 
erkunden und auszubeuten; bekräftigt 
seine Forderung an die Regierung der 
Türkei, das Seerechtsübereinkommen der 
Vereinten Nationen, das Teil des 
Besitzstands der EU ist, zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren; unterstützt die 
Aufforderung der Regierung der Republik 
Zypern an die Türkei, nach Treu und 
Glauben über die Abgrenzung der 
Seegebiete zwischen ihren jeweiligen 
Küstenlinien zu verhandeln oder den 
Internationalen Gerichtshof anzurufen, 
und fordert die Türkei auf, dieser 
Aufforderung Zyperns nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 267
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, da bestimmte frühere 
Aktivitäten der Türkei in diesem Raum 
und in der Ägäis gegenüber ihren 
Nachbarländern Griechenland und 
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den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

Zypern äußerst provokativ waren; betont, 
dass die mögliche Ausweitung der 
Hoheitsgewässer Griechenlands auf 
12 Seemeilen in der Ägäis gemäß 
Artikel 3 des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen die Beziehungen 
zwischen Griechenland und der Türkei 
weiterhin belastet und dass die Erklärung 
der Großen Nationalversammlung der 
Türkei von 1995, dass jede einseitige 
Maßnahme Griechenlands zur 
Ausdehnung seiner Hoheitsgewässer als 
Casus belli betrachtet werden würde, 
nach wie vor gilt; hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der Außenpolitik der 
Türkei zu positiven Ergebnissen in den 
bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema und fordert die Regierung der 
Türkei auf, erneut die Möglichkeit zu 
prüfen, zu einem Dialog über dieses 
Format zurückzukehren, da darin der 
einzige praktikable Weg zur Aussöhnung 
besteht; fordert die Türkei nachdrücklich 
auf, gutnachbarliche Beziehungen zu 
pflegen und sich für die friedliche 
Beilegung der Streitigkeiten einzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 268
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
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Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar 2023, und hofft, dass 
eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; 
würdigt die Bemühungen der Türkei und 
Griechenland, dauerhafte und für beide 
Seiten akzeptable Lösungen für offene 
bilaterale Fragen zu finden; bedauert die 
jüngsten aggressiven Äußerungen und 
Vorwürfe der Türkei in Bezug auf die 
Hoheitsgewässer Griechenlands und die 
Zugehörigkeit der Inseln in der Ägäis zu 
Griechenland; bekundet Griechenland 
seine ungebrochene Unterstützung und 
uneingeschränkte Solidarität; fordert die 
Türkei auf, künftig von provozierenden 
und kontraproduktiven Äußerungen 
abzusehen und die Differenzen auf 
diplomatischem Wege beizulegen; 
bekräftigt seine langjährige Unterstützung 
für eine Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 269
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar 2023, und hofft, dass 
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mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; 
fordert die Türkei und alle beteiligten 
Akteure nachdrücklich auf, sich nach 
Treu und Glauben an einer friedlichen 
Streitbeilegung zu beteiligen und von 
jeglichen einseitigen und rechtswidrigen 
Maßnahmen oder Drohungen abzusehen; 
fordert, dass gemeinsame Anstrengungen 
unternommen werden, um die 
ausschließlichen Wirtschaftszonen sowie 
den Festlandsockel im Einklang mit dem 
Völkerrecht abzugrenzen; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine Lösung 
der Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 270
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine 

13. begrüßt, dass sich in jüngster Zeit 
im östlichen Mittelmeerraum, insbesondere 
nach den Erdbeben im Februar 2023, eine 
positive Dynamik zu entwickeln scheint, 
und hofft, dass die Türkei ihr aufrichtiges 
Engagement für gutnachbarliche 
Beziehungen unter Beweis stellt, ihre 
aggressiven und unrechtmäßigen 
Praktiken und Forderungen aufgibt und 
nach Treu und Glauben und auf der 
Grundlage des Völkerrechts in einen 
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Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

Dialog mit Griechenland eintritt, um die 
einzige noch offene Streitigkeit zwischen 
den beiden Ländern beizulegen, nämlich 
die Abgrenzung ihrer jeweiligen AWZ 
und des Festlandsockels;

Or. en

Änderungsantrag 271
Tom Vandenkendelaere

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der 
Spannungen gekommen ist, insbesondere 
nach den Erdbeben im Februar 2023, und 
hofft, dass eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte, 
auch innerhalb der NATO, wo die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und 
der NATO durch die Spannungen 
behindert wird; bekräftigt seine 
langjährige Unterstützung für eine Lösung 
der Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 272
Nathalie Loiseau, Hilde Vautmans, Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Malik Azmani, 
Katalin Cseh, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos
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Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der 
Spannungen gekommen ist, insbesondere 
nach den Erdbeben im Februar 2023; 
bekundet seine Solidarität mit den EU-
Mitgliedstaaten, die von diesen 
Spannungen in Mitleidenschaft gezogen 
wurden, und hofft, dass eine mögliche 
neue Ära in der Außenpolitik der Türkei 
zu positiven Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; 
bekräftigt seine langjährige Unterstützung 
für eine Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 273
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. begrüßt, dass es insgesamt zu einer 
Deeskalation der Spannungen in jüngster 
Zeit im östlichen Mittelmeerraum 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar, und hofft, dass eine 
mögliche neue Ära in der türkischen 
Außenpolitik zu positiven Ergebnissen in 
den bilateralen Beziehungen zwischen der 
Türkei und allen EU-Mitgliedstaaten 
führen könnte; bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 

13. begrüßt, dass es in jüngster Zeit im 
östlichen Mittelmeerraum insgesamt zu 
einer Deeskalation der Spannungen 
gekommen ist, insbesondere nach den 
Erdbeben im Februar 2023, und hofft, dass 
eine mögliche neue Ära in der 
Außenpolitik der Türkei zu positiven 
Ergebnissen in den bilateralen 
Beziehungen zwischen der Türkei und 
allen EU-Mitgliedstaaten führen könnte; 
bekräftigt seine langjährige Unterstützung 
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Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten und bekräftigt seine in 
seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte zu 
dem Thema;

für eine Lösung der Zypernfrage auf der 
Grundlage einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten und 
bekräftigt seine in seiner Entschließung 
vom 7. Juni 2022 zum Ausdruck 
gebrachten Standpunkte zu dem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 274
François Alfonsi

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. kritisiert nachdrücklich die 
laufenden grenzüberschreitenden 
Militäroperationen der Türkei in den 
kurdischen Siedlungsgebieten im Irak 
und in Syrien; nimmt insbesondere zur 
Kenntnis, dass unlängst ein Luftangriff 
auf einen Konvoi geflogen wurde, in dem 
sich drei Amtsträger der USA und der 
wichtigste Verbündete im von den USA 
geführten Kampf gegen den IS befanden, 
und dass dieser und andere regelmäßige 
Luftangriffe auf die von den USA 
unterstützten Demokratischen Kräfte 
Syriens nachteilige Auswirkungen auf 
den laufenden Einsatz zur Bekämpfung 
des IS, obwohl die Türkei nominell 
Mitglied der von den USA geführten 
Internationalen Koalition zur 
Bekämpfung des IS ist; nimmt zur 
Kenntnis, dass sich die wiederholten 
Luftangriffe der Türkei in der Region 
Sindschar im Irak – der Heimat der 
jesidischen Bevölkerung, an der der IS, 
als er 2014 dort herrschte, einen 
Völkermord verübt hat – negativ 
auswirken; kritisiert zudem, dass 
wiederholt Luftangriffe in Nordsyrien 
geflogen werden, die sich gegen zivile 
Führungspersönlichkeiten, die Wasser- 
und Erdölinfrastruktur und andere 
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grundlegende humanitäre Infrastruktur 
richten; weist erneut darauf hin, dass im 
Plenum des EP im Dezember 2022 
gefordert wurde, die Türkei solle eine 
weitere Eskalation vermeiden und nicht in 
Syrien einmarschieren, sondern vielmehr 
verantwortungsvoll handeln und zur 
Stabilität und Sicherheit in der Region 
beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 275
Jordi Solé, François Alfonsi

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. begrüßt den laufenden Prozess der 
Normalisierung der Beziehungen 
zwischen Armenien und der Türkei ohne 
Vorbedingungen; fordert die Türkei auf, 
den Weg für eine echte Aussöhnung 
zwischen dem türkischen und dem 
armenischen Volk zu ebnen, wozu auch 
die Beilegung des Konflikts über den 
Völkermord an den Armeniern gehört, 
wobei die Türkei ihre Verpflichtungen 
zum Schutz des armenischen Kulturerbes 
und des Kulturerbes anderer Völker 
uneingeschränkt einhalten muss, und die 
während der bilateralen Gespräche 
erzielten Vereinbarungen, etwa die 
Öffnung des Luftraums und der Grenze 
zwischen den beiden Ländern, zu 
erfüllen; legt der Türkei nochmals nahe, 
den Völkermord an den Armeniern 
anzuerkennen;

Or. en

Änderungsantrag 276
Nikos Papandreou
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Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. begrüßt, dass sich in jüngster Zeit 
im östlichen Mittelmeerraum, 
insbesondere nach den Erdbeben im 
Februar 2023, eine positive Dynamik 
entwickelt, und hofft, dass die Türkei ihr 
aufrichtiges Engagement für 
gutnachbarliche Beziehungen unter 
Beweis stellt, ihre unrechtmäßigen 
Praktiken und Forderungen aufgibt und 
auf der Grundlage des Völkerrechts in 
einen Dialog mit Griechenland eintritt, 
um die einzige noch offene Streitigkeit 
zwischen den beiden Ländern beizulegen, 
nämlich die Abgrenzung ihrer jeweiligen 
AWZ und des Festlandsockels;

Or. en

Änderungsantrag 277
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten mit politischer 
Gleichberechtigung, alleiniger 
Souveränität, einer einzigen 
internationalen Rechtspersönlichkeit und 
einer einzigen Staatsbürgerschaft im 
Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen, und bekräftigt seine 
in seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte 
zu diesem Thema;
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Or. en

Änderungsantrag 278
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13c. bedauert, dass die Türkei 
unrechtmäßige Aktivitäten im Seegebiet 
Zyperns betreibt, das Zusatzprotokoll zum 
Abkommen von Ankara nicht 
diskriminierungsfrei umsetzt und die 
Politik der vollendeten Tatsachen, 
insbesondere im abgezäunten Gebiet von 
Varosia, fortsetzt;

Or. en

Änderungsantrag 279
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13d. missbilligt, dass die Türkei unter 
Verstoß gegen die einschlägigen 
Resolutionen 541/1983 und 550/1984 des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
und trotz der scharfen Verurteilung durch 
die Union auf bilateraler Ebene und in 
internationalen Organisationen dafür 
wirbt, das unrechtmäßige 
sezessionistische Gebiet im besetzten Teil 
Zyperns international aufzuwerten;

Or. en

Änderungsantrag 280
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Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13e. fordert die Türkei auf, die 
Souveränität aller Mitgliedstaaten der 
Union und deren souveränes Recht zu 
achten, im Einklang mit dem Völkerrecht, 
einschließlich des Seerechts und 
insbesondere des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (SRÜ), natürliche Ressourcen 
zu erforschen und zu nutzen;

Or. en

Änderungsantrag 281
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13f. ist zutiefst besorgt darüber, dass 
die Türkei weiterhin eine förmliche 
Kriegsdrohung gegen Griechenland 
(Casus belli) aufrechterhält, falls 
Griechenland sein legitimes Recht ausübt, 
seine Hoheitsgewässer gemäß Artikel 3 
des SRÜ auf bis zu zwölf Seemeilen in der 
Ägäis auszuweiten; erklärt, dass eine 
solche Drohung gegen die Charta der 
Vereinten Nationen verstößt, wonach die 
Androhung oder Anwendung von Gewalt 
ausdrücklich verboten ist, und den 
Frieden und die Stabilität in der Region 
schwächt;

Or. en

Änderungsantrag 282
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Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13g. fordert die Türkei auf, ihre 
Verpflichtungen aus der Gemeinsamen 
Erklärung EU-Türkei von 2016 und dem 
Rückübernahmeabkommen zwischen der 
EU und der Türkei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten zu achten und ihnen 
nachzukommen; fordert die Türkei zudem 
auf, seiner Verpflichtung nachzukommen, 
die notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen, um die in seinem Hoheitsgebiet 
operierenden Schleusernetze zu 
zerschlagen;

Or. en

Änderungsantrag 283
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13h. bedauert, dass die Standpunkte 
und die Politik der Türkei gegenüber 
Libyen weitgehend unverändert geblieben 
sind, und verurteilt die Unterzeichnung 
der Vereinbarung über die Abgrenzung 
der seerechtlichen Zuständigkeitsgebiete 
zwischen der Türkei und der Regierung 
der nationalen Einheit Libyens, bei der es 
sich um eine Vereinbarung handelt, mit 
der die souveränen Rechte Griechenlands 
in dem betreffenden Gebiet missachtet 
und die souveränen Rechte von 
Drittstaaten verletzt werden und gegen 
das SRÜ verstoßen wird und das keine 
rechtliche Wirkung entfalten kann;

Or. en
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Änderungsantrag 284
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 i (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13i. nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, 
dass die Türkei im Oktober 2022 mit der 
Regierung der nationalen Einheit Libyens 
eine neue Vereinbarung über 
Kohlenwasserstoffe unterzeichnet hat, die 
schwerwiegende Folgen für die regionale 
Stabilität haben könnte, da diese 
Vereinbarung eine direkte oder indirekte 
Umsetzung der Vereinbarung von 2019 in 
Gebieten nach sich ziehen könnte, in 
denen Griechenland und andere 
Drittländer im Einklang mit dem 
internationalen Seerecht 
Hoheitsrechte haben;

Or. en

Änderungsantrag 285
Georgios Kyrtsos, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. bedauert, dass die Zypernfrage 
nach wie vor ungelöst ist, und bekräftigt 
seine Forderung an die Türkei, sich im 
Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen für eine umfassende 
Lösung einzusetzen und dazu 
beizutragen; bekräftigt seine 
Unterstützung für eine faire, umfassende 
und tragfähige Regelung der Zypernfrage 
einschließlich ihrer außenpolitischen 
Aspekte im Rahmen der Vereinten 
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Nationen und gemäß den einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen, dem Völkerrecht und 
im Einklang mit dem Besitzstand und den 
Gründungsprinzipien der Union; 
bekundet sein tiefes Bedauern über die 
Abkehr der Türkei von dem unter 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
vereinbarten Rahmen; verurteilt in 
diesem Zusammenhang die Erklärung des 
Präsidenten der Türkei und die von der 
Türkei vorgegebene Erklärung der 
Führung der türkischen Zyprer, in denen 
eine Zweistaatenlösung in Zypern 
gefordert wird; fordert die Türkei auf, 
diesen nicht hinnehmbaren Vorschlag für 
eine Zweistaatenlösung aufzugeben; 
verurteilt aufs Schärfste alle Maßnahmen, 
mit denen die internationale 
Anerkennung das unrechtmäßige 
sezessionistische Gebiet im besetzten Teil 
Zyperns herbeigeführt oder unterstützt 
werden soll, und betont, dass derlei 
Maßnahmen die Bemühungen um die 
Schaffung eines Umfelds, das der 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine Lösung unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen förderlich ist, 
erheblich beeinträchtigen; begrüßt und 
unterstützt die Vorschläge des 
Präsidenten der Republik Zypern, mit 
denen die Sackgasse, in die der 
Streitbeilegungsprozess geraten ist, wieder 
verlassen werden soll, und fordert, dass 
sich die Union in dieser Hinsicht mit 
mehr Tatkraft einbringt; fordert den 
Europäischen Rat nachdrücklich auf, 
einen EU-Sonderbeauftragten zu 
ernennen, der künftige 
Friedensgespräche im Rahmen der 
Vereinten Nationen unterstützt; fordert 
die Regierung der Türkei nachdrücklich 
auf, sich konstruktiv an der 
Wiederaufnahme der von den Vereinten 
Nationen geführten Verhandlungen zu 
beteiligen; fordert die Regierung der 
Türkei auf, in den Dialog auf der 
Grundlage des Formats der Vereinten 
Nationen zurückzukehren, das der einzige 



AM\1281512DE.docx 67/142 PE750.085v01-00

DE

gangbare Weg zur Aussöhnung ist;

Or. en

Änderungsantrag 286
Nacho Sánchez Amor

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. bekräftigt mit Nachdruck seine 
Überzeugung, dass die einzige 
nachhaltige Lösung der Zypernfrage eine 
faire, umfassende und tragfähige 
Regelung – auch der außenpolitischen 
Aspekte – im Rahmen der Vereinten 
Nationen ist, und zwar auf der Grundlage 
einer Föderation von zwei 
Gemeinschaften und zwei Gebieten mit 
einer einheitlichen internationalen 
Rechtspersönlichkeit, alleiniger 
Souveränität, einer einzigen 
Staatsbürgerschaft und politischer 
Gleichberechtigung, wie in den 
einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
dargelegt, im Einklang mit dem 
Völkerrecht und auf der Grundlage der 
Achtung der Grundsätze, auf denen die 
Union aufbaut; missbilligt, dass die 
Regierung der Türkei die vereinbarte 
Grundlage der Lösung und den Rahmen 
der Vereinten Nationen verlassen hat und 
im Alleingang für eine Zweistaatenlösung 
in Zypern eintritt; fordert die Türkei auf, 
diesen nicht hinnehmbaren Vorschlag für 
eine Zweistaatenlösung aufzugeben; 
fordert die Türkei außerdem auf, ihre 
Streitkräfte aus Zypern abzuziehen, von 
einseitigen Maßnahmen abzusehen, die 
eine dauerhafte Teilung der Insel 
bewirken würden, und von Maßnahmen 
Abstand zu nehmen, die sich auf das 
demografische Gleichgewicht auswirken; 
fordert, dass die Verhandlungen über die 
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Wiedervereinigung Zyperns unter der 
Schirmherrschaft des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen so bald wie 
möglich wieder aufgenommen werden, 
nachdem sie 2017 in Crans-Montana 
abgebrochen worden sind;

Or. en

Änderungsantrag 287
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. verurteilt, dass die Türkei 
unverändert mit provokativer Ignoranz 
darauf reagiert, dass die internationale 
Gemeinschaft, einschließlich der Union, 
unmissverständlich fordert, dass das Land 
seine unrechtmäßigen Aktivitäten in 
Varosia rückgängig macht und von neuen 
einseitigen Maßnahmen, die zu starken 
Spannungen auf der Insel führen, 
absieht; bringt seine tiefe Besorgnis 
darüber zum Ausdruck, dass die Türkei 
die „Öffnung“ von Varosia fortsetzt, da 
dadurch die Lage vor Ort negativ 
verändert und das gegenseitige Vertrauen 
ausgehöhlt wird und die Aussichten für 
die Wiederaufnahme direkter Gespräche 
über die umfassende Lösung des Zypern-
Problems beeinträchtigt werden; fordert 
die Türkei nachdrücklich auf, ihre 
rechtswidrigen und einseitigen 
Maßnahmen in Varosia wieder 
rückgängig zu machen, und bekräftigt, 
dass die Türkei mit diesen Maßnahmen 
frühere Vereinbarungen verletzt, die 
Annäherung zunichte macht und gegen 
alle einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
verstößt; ist der Ansicht, dass dies 
insbesondere für die Resolutionen 550 
(1984) und 789 (1992) gilt, in denen die 
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Türkei aufgefordert wird, das Gebiet von 
Varosia den rechtmäßigen Bewohnern 
unter der vorübergehenden Verwaltung 
der Vereinten Nationen zu übergeben; 
warnt vor Änderungen, die sich auf den 
Status quo in Varosia auswirken und 
gegen die vorgenannten Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
verstoßen würden;

Or. en

Änderungsantrag 288
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. fordert die Regierung der Türkei 
erneut auf, ihre Pläne für das 
Kernkraftwerk Akkuyu zu stoppen, dessen 
Standort in einem stark 
erdbebengefährdeten Gebiet liegt und 
somit nicht nur allein für die Türkei, 
sondern auch für den gesamten 
Mittelmeerraum eine große Gefahr 
darstellt; fordert die Regierung der Türkei 
auf, die Regierungen ihrer 
Nachbarländer in alle weiteren 
Entwicklungen, die das Vorhaben Akkuyu 
betreffen, einzubeziehen, eine Mission 
von Sachverständigen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation zur Inspektion 
der Anlage nach den verheerenden 
Erdbeben zu ermöglichen, die 
Rechtsvorschriften des Landes an den 
einschlägigen Besitzstand der Union im 
Bereich der nuklearen Sicherheit 
anzugleichen, die grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit mit den Nachbarländern 
fortzusetzen und dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im 
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grenzüberschreitenden Rahmen und dem 
Übereinkommen der VN-
Wirtschaftskommission für Europa über 
den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
beizutreten;

Or. en

Änderungsantrag 289
Isabel Santos, Demetris Papadakis, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. würdigt die wichtige Arbeit des von 
den Vereinten Nationen unterstützten 
Ausschusses für die Vermissten, dem 
Personen aus beiden Volksgruppen 
angehören; weist die Türkei erneut 
darauf hin, dass es sich hierbei um ein 
seit langer Zeit bestehendes großes 
humanitäres Problem handelt, mit dem 
sich das Leid der griechisch-zyprischen 
und türkisch-zyprischen Vermissten und 
ihrer Angehörigen erheblich und 
dauerhaft verschlimmert; fordert die 
Türkei auf, im Einklang mit dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte aus dem Jahr 2001 über 
die Staatenbeschwerde Zyperns gegen die 
Türkei eine konstruktive und wirksame 
Untersuchung zur Feststellung des 
Schicksals oder des Verbleibs der 
griechisch-zyprischen Vermissten 
durchzuführen und dem genannten 
Ausschuss uneingeschränkten Zugang zu 
allen einschlägigen Archiven und 
Militärgebieten zu gewähren, worauf 
konkrete Maßnahmen folgen müssen die 
weiter vorangetrieben werden muss;

Or. en
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Änderungsantrag 290
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. bedauert, dass die Zypernfrage 
nach wie vor ungelöst ist, und betont, dass 
eine Lösung im Einklang mit den 
einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
und innerhalb des vereinbarten Rahmens 
positive Auswirkungen auf die 
Beziehungen der Türkei zur Union haben 
dürfte; bekräftigt mit Nachdruck seine 
Überzeugung, dass die einzige 
nachhaltige Lösung der Zypernfrage eine 
faire, umfassende und tragfähige 
Regelung – auch der außenpolitischen 
Aspekte – im Rahmen der Vereinten 
Nationen ist, und zwar mit einer 
einheitlichen internationalen 
Rechtspersönlichkeit, alleiniger 
Souveränität, einer einzigen 
Staatsbürgerschaft und politischer 
Gleichberechtigung, wie in den 
einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
dargelegt, im Einklang mit dem 
Völkerrecht und auf der Grundlage der 
Achtung der Grundsätze, auf denen die 
Union aufbaut;

Or. en

Änderungsantrag 291
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. bekräftigt seine langjährige 
Unterstützung für eine Lösung der 
Zypernfrage auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten mit politischer 
Gleichberechtigung, alleiniger 
Souveränität, einer einzigen 
internationalen Rechtspersönlichkeit und 
einer einzigen Staatsbürgerschaft im 
Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen, und bekräftigt seine 
in seiner Entschließung vom 7. Juni 2022 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte 
zu diesem Thema;

Or. en

Änderungsantrag 292
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. ist nach wie vor äußerst besorgt 
über die sogenannte Kurdenfrage und 
fordert die neue Regierung der Türkei 
auf, sich in Richtung einer 
überzeugenden Lösung des Konflikts zu 
bewegen; ist beunruhigt über die schwere 
und sich verschlimmernde 
Unterdrückung der kurdischen 
Gemeinschaft, insbesondere im Südosten 
des Landes;

Or. en

Änderungsantrag 293
Andreas Schieder
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Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. missbilligt den Rückzug der Türkei 
aus dem Übereinkommen von Istanbul, 
mit dem Gewalt gegen Frauen verhindert 
und bekämpft werden soll, wobei dieser 
Rückzug zu einem Umfeld beiträgt, in 
dem vier von zehn Frauen in der Türkei 
körperliche oder sexuelle Gewalt erlitten 
haben;

Or. en

Änderungsantrag 294
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. fordert die Türkei auf, mit der 
Operation IRINI bei der Durchsetzung 
des Waffenembargos gegen Libyen und 
bei der Bekämpfung von 
Schleuserkriminalität und 
Menschenhandel zusammenzuarbeiten;

Or. en

Änderungsantrag 295
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. bedauert, dass die Zypernfrage 
nach wie vor ungelöst ist, und betont, dass 
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eine Lösung im Einklang mit den 
einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
und innerhalb des vereinbarten Rahmens 
positive Auswirkungen auf die 
Beziehungen der Türkei zur EU haben 
dürfte; bekräftigt mit Nachdruck seine 
Überzeugung, dass die einzige 
nachhaltige Lösung der Zypernfrage eine 
faire, umfassende und tragfähige 
Regelung – auch der externen Aspekte – 
im Rahmen der Vereinten Nationen ist, 
und zwar auf der Grundlage einer 
Föderation von zwei Gemeinschaften und 
zwei Gebieten, einer einzigen 
internationaler Rechtspersönlichkeit, 
alleiniger Souveränität, einer einzigen 
Staatsbürgerschaft und politischer 
Gleichberechtigung, wie in den 
einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
dargelegt, im Einklang mit dem 
Völkerrecht und auf der Grundlage der 
Achtung der Grundsätze, auf denen die 
Union aufbaut; missbilligt, dass die 
Regierung der Türkei die vereinbarte 
Grundlage der Lösung und den Rahmen 
der Vereinten Nationen verlassen hat und 
nun für eine Zweistaatenlösung in Zypern 
eintritt; fordert die Türkei auf, diesen 
nicht hinnehmbaren Vorschlag für eine 
Zweistaatenlösung aufzugeben; verurteilt 
aufs Schärfste alle Maßnahmen, mit 
denen die internationale Anerkennung 
das sezessionistische Gebiet im besetzten 
Teil Zyperns herbeigeführt oder 
unterstützt werden soll, und betont, dass 
derlei Maßnahmen die Bemühungen um 
die Schaffung eines Umfelds, das der 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine Lösung unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen förderlich ist, 
erheblich beeinträchtigen; fordert die 
Türkei außerdem auf, ihre Streitkräfte 
aus Zypern abzuziehen, von einseitigen 
Maßnahmen abzusehen, die eine 
dauerhafte Teilung der Insel bewirken 
würden, und von Maßnahmen Abstand zu 
nehmen, die sich auf das demografische 
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Gleichgewicht auswirken; verurteilt, dass 
die Türkei dadurch, dass sie die Öffnung 
der Stadt Varosia für die Öffentlichkeit 
unterstützt, nach wie vor gegen die 
Resolutionen 550 (1984) und 789 (1992) 
des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen verstößt, in denen sie 
aufgefordert wird, das Gebiet von Varosia 
den rechtmäßigen Bewohnern unter der 
vorübergehenden Verwaltung der 
Vereinten Nationen zu übergeben; ist der 
Ansicht, dass durch diesen Schritt das 
gegenseitige Vertrauen geschwächt wird 
und somit die Aussichten auf eine 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine umfassende Lösung der Zypernfrage 
beeinträchtigt werden; ist in diesem 
Zusammenhang zutiefst besorgt über die 
jüngsten, neuen unrechtmäßigen 
Aktivitäten im abgezäunten Gebiet von 
Varosia, die darin bestehen, dort einen 
neuen Teil des Strands zugänglich zu 
machen; begrüßt die Vorschläge des 
Präsidenten der Republik Zypern, mit 
denen die Sackgasse, in die der 
Streitbeilegungsprozess geraten ist, wieder 
verlassen werden soll, und fordert, dass 
sich die Union in dieser Hinsicht mit 
mehr Tatkraft einbringt; fordert die 
Regierung der Türkei auf, in den Dialog 
auf der Grundlage des Formats der 
Vereinten Nationen zurückzukehren, das 
der einzige gangbare Weg zur 
Aussöhnung ist; fordert, dass die 
Verhandlungen über die 
Wiedervereinigung Zyperns unter der 
Schirmherrschaft des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen so bald wie 
möglich wieder aufgenommen werden, 
nachdem sie 2017 in Crans-Montana 
abgebrochen worden sind; fordert die 
Türkei erneut auf, ihrer Verpflichtung, 
das Zusatzprotokoll zum Abkommen von 
Ankara umfassend und 
diskriminierungsfrei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten – auch gegenüber der 
Republik Zypern – umzusetzen, 
nachzukommen; bedauert, dass die 
Türkei noch immer keine Fortschritte in 
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Bezug auf die notwendige Normalisierung 
ihrer Beziehungen zur Republik Zypern 
erzielt hat; betont, dass die 
Zusammenarbeit in Bereichen wie Justiz 
und Inneres sowie Luftverkehrsrecht und 
Luftverkehrskommunikation mit allen 
Mitgliedstaaten der Union, auch der 
Republik Zypern, nach wie vor 
unerlässlich ist; Ist nach wie vor zutiefst 
besorgt über die Einschränkungen, mit 
denen die in Enklaven lebenden 
griechischen Zyprer bei der freien und 
ungehinderten Ausübung ihres Rechts 
auf Bildung und Religionsfreiheit 
konfrontiert sind; lobt die wichtige Arbeit 
des aus Angehörigen beider 
Volksgruppen zusammengesetzten 
Ausschusses für die Vermissten und 
fordert die staatlichen Stellen der Türkei 
auf, ihre Bemühungen voranzutreiben, 
um dem Ausschuss von sich aus und 
unverzüglich alle ihnen zur Verfügung 
stehenden Informationen über 
Grabstätten und andere Orte, an denen 
sterbliche Überreste gefunden werden 
könnten, darunter Informationen aus 
Militärarchiven, zu übermitteln;

Or. en

Änderungsantrag 296
Georgios Kyrtsos, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. fordert die Türkei außerdem auf, 
ihre Streitkräfte aus Zypern abzuziehen, 
von einseitigen Maßnahmen abzusehen, 
die eine dauerhafte Teilung der Insel 
bewirken würden, und von Maßnahmen 
wie der Errichtung illegaler Siedlungen 
Abstand zu nehmen, die sich auf das 
demografische Gleichgewicht auswirken; 
verurteilt, dass die Türkei dadurch, dass 
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sie Varosia teilweise wieder zugänglich 
macht und die Öffnung der Stadt Varosia 
für die Öffentlichkeit unterstützt, nach 
wie vor gegen die Resolutionen 
550 (1984) und 789 (1992) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
verstößt, in denen sie aufgefordert wird, 
das Gebiet von Varosia den rechtmäßigen 
Bewohnern unter der vorübergehenden 
Verwaltung der Vereinten Nationen zu 
übergeben; ist der Ansicht, dass durch 
diese rechtswidrigen Handlungen das 
gegenseitige Vertrauen geschwächt wird 
und somit die Aussichten auf eine 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine umfassende Lösung der Zypernfrage 
beeinträchtigt werden; fordert die Türkei 
im Einklang mit den Forderungen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
auf, diese Maßnahmen rückgängig zu 
machen und von allen anderen 
einseitigen Maßnahmen abzusehen, die zu 
weiteren Spannungen auf der Insel 
führen könnten; ist in diesem 
Zusammenhang zutiefst besorgt über die 
jüngsten, neuen unrechtmäßigen 
Aktivitäten im abgezäunten Gebiet von 
Varosia, die darin bestehen, dort einen 
neuen Teil des Strands zugänglich zu 
machen;

Or. en

Änderungsantrag 297
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. fordert die Regierung der Türkei 
erneut auf, ihre Pläne für das 
Kernkraftwerk Akkuyu zu stoppen, dessen 
Standort in einem stark 
erdbebengefährdeten Gebiet liegt und 
somit nicht nur allein für die Türkei, 
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sondern auch für den gesamten 
Mittelmeerraum eine große Gefahr 
darstellt; fordert die Regierung der Türkei 
auf, die Regierungen ihrer 
Nachbarländer in alle weiteren 
Entwicklungen, die das Vorhaben Akkuyu 
betreffen, einzubeziehen, eine Mission 
von Sachverständigen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation zur Inspektion 
der Anlage nach den verheerenden 
Erdbeben zu ermöglichen, die 
Rechtsvorschriften des Landes an den 
einschlägigen Besitzstand der Union im 
Bereich der nuklearen Sicherheit 
anzugleichen, die grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit mit den Nachbarländern 
fortzusetzen und dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im 
grenzüberschreitenden Rahmen und dem 
Übereinkommen der VN-
Wirtschaftskommission für Europa über 
den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
beizutreten;

Or. en

Änderungsantrag 298
Nacho Sánchez Amor

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. fordert die Türkei erneut auf, der 
türkisch-zyprischen Gemeinschaft den 
entsprechenden Raum zu geben, damit sie 
ihrer Rolle als legitime Gemeinschaft der 
Insel gerecht werden kann – ein Recht, 
das in der Verfassung der Republik 
Zyperns garantiert ist; fordert die 
Kommission erneut auf, ihre 
Bemühungen um die Zusammenarbeit 
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mit der türkisch-zyprischen Gemeinschaft 
zu verstärken, und betont, dass sie zur 
Europäischen Union gehört; fordert alle 
beteiligten Parteien auf, bei der 
Annäherung der Gemeinschaften mehr 
Mut zu zeigen; betont, dass der 
Besitzstand der EU nach einer 
umfassenden Lösung der Zypernfrage auf 
der gesamten Insel umgesetzt werden 
muss, und hebt hervor, dass die Republik 
Zypern dafür verantwortlich ist, sich 
verstärkt dafür einzusetzen, dass die 
Einbeziehung der türkischen Zyprer in 
die EU erleichtert wird;

Or. en

Änderungsantrag 299
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. fordert die Türkei auf, von 
einseitigen Maßnahmen Abstand zu 
nehmen, die vor Ort die dauerhafte 
Teilung der Insel anstatt ihre 
Wiedervereinigung zementieren und die 
Aussichten auf substanzielle 
Verhandlungen gefährden; fordert die 
Türkei auf, ihre Truppen aus Zypern 
abzuziehen und von allen Maßnahmen 
abzusehen, die das demografische 
Gleichgewicht auf der Insel durch ihre 
Politik der illegalen Ansiedlung 
verändern; fordert in Anbetracht der 
umfangreichen Arbeit des Ausschusses 
für die Vermissten (Committee of Missing 
Persons – CMP) einen verbesserten 
Zugang zu den Militärgebieten der 
türkischen Armee, Zugang zu ihren 
Militärarchiven und Informationen über 
die Überführung sterblicher Überreste 
von alten zu neueren Grabstätten;
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Or. en

Änderungsantrag 300
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. verurteilt den Militäreinsatz der 
Türkei in Syrien und ihre rechtswidrige 
Besetzung von Gebieten im Norden 
Syriens und prangert an, dass die Türkei 
und lokale syrische Gruppierungen in den 
von der Türkei besetzten Gebieten 
ungestraft die Rechte der 
Zivilbevölkerung missachten und ihre 
Freiheiten einschränken; ist besorgt über 
türkische Luftangriffe in Nordsyrien und 
im Irak und bekräftigt, dass die 
Zivilbevölkerung zu keinem Zeitpunkt 
Opfer militärischer Selbstverteidigung 
werden sollte; fordert die türkischen 
Staatsorgane auf, Zurückhaltung unter 
uneingeschränkter Achtung 
internationaler Normen zu üben;

Or. en

Änderungsantrag 301
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. stellt mit Bedauern fest, dass der 
Standpunkt der Türkei zur Lösung der 
Zypernfrage unverändert ist und dass die 
Unterstützung der Türkei für eine 
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Zweistaatenlösung nicht im Einklang mit 
den einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
steht; bedauert fernerhin, dass die Türkei 
unrechtmäßige Aktivitäten im Seegebiet 
Zyperns betreibt, das Zusatzprotokoll zum 
Abkommen von Ankara nicht 
diskriminierungsfrei umsetzt und die 
Politik der vollendeten Tatsachen, 
insbesondere im abgezäunten Gebiet von 
Varosia, fortsetzt;

Or. en

Änderungsantrag 302
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13c. missbilligt, dass die Regierung der 
Türkei die vereinbarte Grundlage der 
Lösung und den Rahmen der Vereinten 
Nationen aufgegeben hat und nun für 
eine Zweistaatenlösung in Zypern eintritt; 
fordert die Türkei auf, diesen nicht 
hinnehmbaren Vorschlag für eine 
Zweistaatenlösung zu verwerfen; 
verurteilt aufs Schärfste alle Maßnahmen, 
mit denen die internationale 
Anerkennung das sezessionistische Gebiet 
im besetzten Teil Zyperns herbeigeführt 
oder unterstützt werden soll, und betont, 
dass derlei Maßnahmen die Bemühungen 
um die Schaffung eines Umfelds, das der 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine Lösung unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen förderlich ist, 
erheblich beeinträchtigen;

Or. en

Änderungsantrag 303
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Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13c. bedauert die laufende Kampagne 
der Türkei für die internationale 
Aufwertung der illegalen 
sezessionistischen Gebiet des besetzten 
Teils Zyperns, vor allem in 
internationalen Organisationen wie der 
Organisation der Turkstaaten und der 
Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit, aber auch auf 
bilateraler Ebene, unter eklatanter 
Verletzung der einschlägigen 
Resolutionen 541 (1983) und 550 (1984) 
des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen und trotz der scharfen 
Verurteilung durch die EU und andere;

Or. en

Änderungsantrag 304
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13c. betont, dass nach der umfassenden 
Regelung der Zypernfrage der Besitzstand 
der EU auf der gesamten Insel umgesetzt 
werden muss; weist darauf hin, dass bis 
dahin die Republik Zypern dafür 
verantwortlich ist, ihre Bemühungen zu 
verstärkten, um das Zusammengehen 
türkischer Zyprer mit der EU zu 
erleichtern;

Or. en
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Änderungsantrag 305
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13c. fordert die Kommission auf, 
unverzüglich einen Vorschlag für die 
Fortsetzung der Finanzierung für 
syrische Flüchtlinge und 
Aufnahmegemeinschaften in der Türkei 
nach 2024 vorzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 306
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13d. fordert die Türkei außerdem auf, 
ihre Streitkräfte aus Zypern abzuziehen, 
von einseitigen Maßnahmen abzusehen, 
die eine dauerhafte Teilung der Insel 
bewirken würden, und von Maßnahmen 
Abstand zu nehmen, die sich auf das 
demografische Gleichgewicht auswirken; 
verurteilt, dass die Türkei dadurch, dass 
sie die Öffnung der Stadt Varosia für die 
Öffentlichkeit unterstützt, nach wie vor 
gegen die Resolutionen 550 (1984) und 
789 (1992) des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen verstößt, in denen sie 
aufgefordert wurde, das Gebiet von 
Varosia den rechtmäßigen Bewohnern 
unter der vorübergehenden Verwaltung 
der Vereinten Nationen zu übergeben; ist 
der Ansicht, dass durch diesen Schritt das 
gegenseitige Vertrauen geschwächt wird 
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und somit die Aussichten auf eine 
Wiederaufnahme der Gespräche über 
eine umfassende Lösung der Zypernfrage 
beeinträchtigt werden; ist in diesem 
Zusammenhang zutiefst besorgt über die 
jüngsten, neuen unrechtmäßigen 
Aktivitäten im abgezäunten Gebiet von 
Varosia, die darin bestehen, dort einen 
neuen Teil des Strands zugänglich zu 
machen;

Or. en

Änderungsantrag 307
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13d. ist zutiefst besorgt über Berichte 
über willkürliche Abschiebungen 
syrischer und afghanischer Flüchtlinge 
sowie pauschale Zurückweisungen von 
Personen, die beim Versuch, die Grenze 
zu überqueren, aufgegriffen werden, 
insbesondere von afghanischen 
Flüchtlingen; verurteilt rassistische und 
fremdenfeindliche Angriffe auf 
Flüchtlinge in der Türkei und das 
Schüren einer flüchtlings- und 
einwanderungsfeindlichen Stimmung 
durch türkische Politiker; fordert die 
türkischen Behörden nachdrücklich auf, 
sämtliche Zwangsabschiebungen von 
Flüchtlingen einzustellen und den 
Grundsatz der Nichtzurückweisung zu 
achten; bedauert, dass internationale und 
nationale Organisationen keinen Zugang 
zu den über 30 Abschiebezentren in der 
Türkei haben, um sie zu überwachen und 
zu unterstützen; fordert, dass verlässliche 
Berichte über EU-Mittel unabhängig 
untersucht werden, die für 
Abschiebezentren in der Türkei verwendet 
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wurden, um syrische Flüchtlinge zur 
Unterzeichnung von Erklärungen über 
die „freiwillige Rückkehr“ zu zwingen;

Or. en

Änderungsantrag 308
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte

Or. en

Änderungsantrag 309
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13d. stellt fest, dass beim Schutz der 
Rechte nichtmuslimischer Minderheiten 
keine nennenswerten Fortschritte zu 
verzeichnen sind, und erwartet, dass die 
türkischen Staatsorgane das Eigentum 
und die Bildungsrechte von Minderheiten 
achten und schützen und die 
Rechtspersönlichkeit und die öffentliche 
Nutzung des kirchlichen Titels des 
Ökumenischen Patriarchats anerkennen; 
fordert die Türkei ferner nachdrücklich 
auf, die Wiedereröffnung des Seminars 
von Chalki zu gestatten, den historischen 
und kulturellen Charakter der 
Denkmäler, insbesondere derjenigen, die 
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als UNESCO-Welterbe eingestuft sind, zu 
achten, die einschlägigen Empfehlungen 
der Venedig-Kommission für 
Religionsgemeinschaften und 
Minderheiten anzuwenden und alle 
einschlägigen Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte und 
Entschließungen des Europarates 
umzusetzen, auch zur griechisch-
orthodoxen Bevölkerung der Inseln 
Gökçeada (Imvros) und Bozcaada 
(Tenedos);

Or. en

Änderungsantrag 310
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13e. begrüßt den Beschluss der 
türkischen Regierung, das 
Übereinkommen von Paris zu ratifizieren, 
ihre Zusage, bis 2053 CO2-neutral zu 
werden, und ihren ersten nationalen 
Klimarat im Februar 2022 in Konya 
abzuhalten; begrüßt, dass die Türkei am 
13. April 2023 einen aktualisierten 
national festgelegten Beitrag vorgelegt 
hat, bedauert jedoch, dass sein Ziel 
äußerst unzureichend ist, da es einen 
weiteren Anstieg der CO2-Emissionen 
zulässt und daher nicht mit dem im 
Übereinkommen von Paris festgelegten 
Temperaturziel von 1,5 °C vereinbar ist; 
fordert die Türkei auf, ihren Beitrag zum 
Schutz des Klimas und der biologischen 
Vielfalt zu verstärken und der Annahme 
ihres Klimagesetzes Vorrang 
einzuräumen;

Or. en
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Änderungsantrag 311
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13e. begrüßt die Vorschläge des 
Präsidenten der Republik Zypern, die 
darauf abzielen, den Stillstand im 
Einigungsprozess zu überwinden, und 
fordert ein aktiveres Engagement der EU 
in dieser Hinsicht; fordert die türkisch-
zyprische Führung auf, in den Dialog auf 
der Grundlage des Formats der Vereinten 
Nationen zurückzukehren, das der einzige 
gangbare Weg zur Aussöhnung ist; 
fordert nachdrücklich, dass die 
Verhandlungen über die 
Wiedervereinigung Zyperns unter der 
Regie des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen wieder aufgenommen werden;

Or. en

Änderungsantrag 312
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 13 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13f. fordert die Türkei erneut auf, ihrer 
Verpflichtung, das Zusatzprotokoll zum 
Abkommen von Ankara umfassend und 
diskriminierungsfrei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten – auch gegenüber der 
Republik Zypern – umzusetzen, 
nachzukommen; bedauert, dass die 
Türkei noch immer keine Fortschritte in 
Bezug auf die notwendige Normalisierung 
ihrer Beziehungen zur Republik Zypern 
erzielt hat; betont, dass die 
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Zusammenarbeit in Bereichen wie Justiz 
und Inneres sowie Luftverkehrsrecht und 
Luftverkehrskommunikation mit allen 
Mitgliedstaaten der Union, auch der 
Republik Zypern, weiterhin unerlässlich 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 313
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13f. fordert die Türkei auf, die 
Angleichung an die EU-Richtlinien und 
den Besitzstand im Bereich Umwelt- und 
Klimaschutz voranzubringen; würdigt die 
Arbeit von Umweltschützern; bedauert, 
dass die Türkei zwar ambitionierte Ziele 
in Bereichen wie der Bekämpfung der 
Umweltverschmutzung, der 
Abfallbewirtschaftung und der 
Bekämpfung des Klimawandels festgelegt 
hat, die Durchsetzung jedoch nach wie 
vor unzureichend ist und die Bewältigung 
der aktuellen Wirtschaftskrise Vorrang 
vor den Bemühungen um eine 
nachhaltige Wirtschaft hat;

Or. en

Änderungsantrag 314
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 e (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

13e. weist die Türkei darauf hin, dass 
die Hagia Sophia ein Symbol der 
ökumenischen christlich-orthodoxen 
Tradition und des byzantinischen 
Glaubens ist und ein Monument, das 
weltweit für seine herausragende 
kulturhistorische und architektonische 
Bedeutung bekannt ist und seit 1985 auf 
der Liste des UNESCO-Weltkulturerbes 
steht;

Or. en

Änderungsantrag 315
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13f. betont, dass die Entscheidung, die 
Hagia Sophia und die Chora-Kirche im 
Juli 2020 bzw. im August 2020 in 
Moscheen umzuwandeln, eine ernste 
Bedrohung für den interreligiösen und 
interkulturellen Dialog in der Region 
darstellt und gleichzeitig das christliche 
Erbe des Landes herabsetzt;

Or. en

Änderungsantrag 316
Demetris Papadakis, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13g. ist nach wie vor zutiefst besorgt 
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über die Einschränkungen, mit denen die 
in Enklaven lebenden griechischen 
Zyprer bei der freien und ungehinderten 
Ausübung ihres Rechts auf Bildung und 
Religionsfreiheit konfrontiert sind;

Or. en

Änderungsantrag 317
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13g. weist darauf hin, dass das 
Komitee der UNESCO für das 
Weltkulturerbe in seinem auf der 44. 
Tagung im Juli 2021 angenommenen 
Beschluss große Besorgnis über die 
möglichen Auswirkungen der Änderung 
des Status der Hagia Sophia und des 
Chora-Museums mit Blick auf ihren 
außergewöhnlichen universellen Wert 
geäußert und die Türkei aufgefordert hat, 
eine internationale Zusammenarbeit und 
einen Dialog einzuleiten, bevor weitere 
größere Veränderungen an den Stätten 
vorgenommen werden;

Or. en

Änderungsantrag 318
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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13h. bedauert, dass keine Schritte 
unternommen wurden, um das 
griechisch-orthodoxe Seminar von Chalki 
(Heybeliada) zu eröffnen, das seit 1971 
geschlossen ist;

Or. en

Änderungsantrag 319
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 i (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13i. fordert die Türkei auf, die 
Empfehlungen des Europarats zum 
Schutz der Eigentumsrechte von 
Minderheiten und der Bildungsrechte 
vollständig umzusetzen, indem sie 
insbesondere Schritte zur Überarbeitung 
der einschlägigen Rechtsvorschriften zur 
Frage der Eigentumsrechte nicht-
muslimischer Minderheiten und der 
Rechtsvorschriften zu allen Fragen der 
Eigentumsrechte unternimmt;

Or. en

Änderungsantrag 320
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 j (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13j. erinnert daran, dass die 
diskriminierende Politik der Türkei in der 
Vergangenheit die griechische Minderheit 
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an den Rand der Auslöschung gebracht 
hat;

Or. en

Änderungsantrag 321
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 k (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13k. verurteilt den Umstand, dass 
Hassreden und Hassverbrechen gegen 
Minderheiten in der Türkei fortbestehen, 
und fordert, dass Vandalismus und 
Zerstörungen an Gebetsstätten und 
Friedhöfen von Minderheiten untersucht 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 322
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 l (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13l. stellt fest, dass Minderheiten in 
vielen Bereichen nach wie vor auf 
Schwierigkeiten stoßen, darunter der 
fehlende Rechtsstatus religiöser 
Einrichtungen, der fehlende Schutz von 
Sprachen, die mangelnde Unterstützung 
von Schulen und die fehlende Ausbildung 
von Geistlichen, die sinkende Zahl von 
Medienprogrammen in 
Minderheitensprachen sowie Hindernisse 
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bei der Wahrnehmung von 
Eigentumsrechten für Stiftungen; stellt 
ferner fest, dass das Fehlen einer 
Rechtspersönlichkeit von Kirchen, 
Synagogen, Patriarchaten, Klöstern und 
Oberrabbinaten von 
Minderheitengemeinschaften ein 
Hindernis für deren Vereinigungs- und 
Religionsfreiheit sowie für die 
Wahrnehmung ihrer Eigentumsrechte 
ist; 

Or. en

Änderungsantrag 323
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 m (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13m. bedauert, dass keine Schritte zur 
Überarbeitung der Schulbücher 
unternommen wurden, um 
diskriminierende Bezüge, auch auf 
nichtmuslimische Minderheiten, zu 
beseitigen;

Or. en

Änderungsantrag 324
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 n (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13n. fordert die Türkei auf, die 
Sprache, die Religion, die Kultur, das 
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kulturelle Erbe und die Grundrechte von 
Minderheiten im Einklang mit den 
europäischen Normen uneingeschränkt 
zu respektieren, Verfahren einzurichten, 
die die Beteiligung von Minderheiten an 
Entscheidungsprozessen unterstützen, 
und sicherzustellen, dass sie in der 
öffentlichen Verwaltung angemessen 
vertreten sind; fordert die Türkei ferner 
auf, den Reformprozess fortzusetzen und 
Rechtsvorschriften einzuführen, die es 
allen nicht-muslimischen 
Religionsgemeinschaften ermöglichen, 
Rechtspersönlichkeit zu erlangen, wie von 
der Venedig-Kommission im Jahr 2010 
betont;

Or. en

Änderungsantrag 325
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 1 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Zu den Beziehungen zwischen der EU 
und der Türkei im weiteren Sinn und zur 
Außenpolitik der Türkei

Or. en

Änderungsantrag 326
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 o (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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13o. fordert die Türkei auf, sich 
eindeutig zu gutnachbarlichen 
Beziehungen, zu internationalen 
Übereinkünften und zur friedlichen 
Beilegung von Streitigkeiten zu bekennen, 
wobei sie erforderlichenfalls den 
Internationalen Gerichtshof anrufen 
kann, und auf Drohungen zu verzichten, 
die gutnachbarliche Beziehungen 
beschädigen; fordert die Türkei außerdem 
auf, die Souveränität aller Mitgliedstaaten 
der Union und deren souveränes Recht zu 
achten, im Einklang mit dem Völkerrecht, 
einschließlich des Seerechts und 
insbesondere des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen (SRÜ), natürliche Ressourcen 
zu erforschen und zu nutzen;

Or. en

Änderungsantrag 327
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 p (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13p. bringt seine Besorgnis darüber 
zum Ausdruck, dass die Türkei sogar die 
Souveränität Griechenlands wegen 
bestimmter griechischer Inseln in der 
östlichen Ägäis auf der unbegründeten 
Grundlage einer angeblichen 
Verpflichtung zu deren Entmilitarisierung 
in Frage stellt;

Or. en

Änderungsantrag 328
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
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Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 q (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13q. ist zutiefst besorgt darüber, dass 
die Türkei weiterhin eine förmliche 
Kriegsdrohung gegen Griechenland 
(Casus belli) aufrechterhält, falls 
Griechenland sein legitimes Recht ausübt, 
seine Hoheitsgewässer gemäß Artikel 3 
des SRÜ auf bis zu zwölf Seemeilen in der 
Ägäis auszuweiten, was auch dem 
Völkergewohnheitsrecht entspricht; 
betont, dass eine solche Drohung eklatant 
gegen die Charta der Vereinten Nationen 
verstößt, wonach die Androhung oder 
Anwendung von Gewalt ausdrücklich 
verboten ist, und den Frieden und die 
Stabilität in der Region schwächt;

Or. en

Änderungsantrag 329
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 r (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13r. verurteilt das türkische Beharren 
auf einer Zweistaatenlösung in der 
Zypernfrage, die dem UN-Rahmen 
zuwider läuft; weist darauf hin, dass die 
Wiederaufnahme von Verhandlungen 
über eine für beide Seiten annehmbare 
föderale Lösung auf der Grundlage zwei 
Gebiete und zwei Gemeinschaften, wie sie 
in den einschlägigen und für alle Staaten 
verbindlichen Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates gefordert wird, der 
einzige gangbare Weg ist;
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Or. en

Änderungsantrag 330
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 s (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13s. verurteilt aufs Schärfste, dass die 
Türkei Migranten für ihre eigenen 
politischen Zwecke instrumentalisiert, 
und zeigt sich besorgt über die 
Bemühungen des Landes, eine weitere 
Migrationsroute im zentralen Mittelmeer 
unter ihre Kontrolle zu bringen;

Or. en

Änderungsantrag 331
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 t (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13t. fordert die Türkei auf, ihre 
Verpflichtungen aus der Gemeinsamen 
Erklärung EU-Türkei von 2016 und dem 
Rückübernahmeabkommen zwischen der 
EU und der Türkei gegenüber allen 
Mitgliedstaaten einzuhalten und 
einzuhalten, einschließlich der 
Wiederaufnahme der Rückübernahme 
von Rückkehrern aus Griechenland, und 
von einer Instrumentalisierung der 
Migranten für politische Zwecke 
abzusehen; fordert das Land ferner auf, 
seinen Verpflichtung nachzukommen und 



PE750.085v01-00 98/142 AM\1281512DE.docx

DE

die notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen, um die in ihrem Hoheitsgebiet 
operierenden Schleusernetze zu 
zerschlagen und die Schaffung neuer See- 
oder Landrouten für die illegale 
Migration von der Türkei in die EU zu 
verhindern;

Or. en

Änderungsantrag 332
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 u (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13u. verurteilt die Weigerung der 
Türkei, die Artikel 4 und 6 des 
Rückübernahmeabkommens zwischen der 
EU und der Türkei für die 
Rückübernahme von 
Drittstaatsangehörigen umzusetzen, 
wodurch sie gegen ihre Verpflichtungen 
gegenüber der EU verletzt; bedauert, dass 
die Türkei die Umsetzung dieser Artikel 
an die Visaliberalisierung knüpft, obwohl 
die vollständige Umsetzung des 
Rückübernahmeabkommens eine der 
Voraussetzungen für die 
Visaliberalisierung ist, und weist darauf 
hin, dass der Prozess der 
Visaliberalisierung, die Erweiterung der 
Zollunion und der Beitrittsprozess gemäß 
dem institutionellen und rechtlichen 
Rahmen der EU mit eigenen Vorgaben 
und Anforderungen einhergehen;

Or. en

Änderungsantrag 333
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 



AM\1281512DE.docx 99/142 PE750.085v01-00

DE

Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 v (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13v. bedauert, dass die Positionen und 
die Politik der Türkei gegenüber Libyen 
weitgehend unverändert geblieben sind, 
und verurteilt die Unterzeichnung der 
zwei Absichtserklärungen zwischen der 
Türkei und Libyen über eine umfassende 
sicherheitspolitische und militärische 
Zusammenarbeit sowie über die 
Abgrenzung von Seegebieten; verurteilt 
ferner die Unterzeichnung der 
Vereinbarung zwischen der Türkei und 
Libyen über die Abgrenzung der 
seerechtlichen Zuständigkeitsgebiete im 
Mittelmeer (November 2019), die die 
souveränen Rechte Griechenlands in dem 
betreffenden Gebiet ignoriert, die 
souveränen Rechte von Drittstaaten 
verletzt, nicht im Einklang mit dem 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen steht und keine rechtlichen 
Folgen für Drittstaaten haben kann;

Or. en

Änderungsantrag 334
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 13 w (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13w. nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, 
dass die Türkei im Oktober 2022 mit der 
Regierung der nationalen Einheit Libyens 
eine neue Vereinbarung über 
Kohlenwasserstoffe unterzeichnet hat, die 
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schwerwiegende Folgen für die regionale 
Stabilität haben könnte, da diese 
Vereinbarung eine direkte oder indirekte 
Umsetzung der Vereinbarung von 2019 in 
Gebieten nach sich ziehen könnte, in 
denen Griechenland und andere 
Drittländer im Einklang mit dem 
internationalen Seerecht 
Hoheitsrechte haben;

Or. en

Änderungsantrag 335
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13h. verurteilt die wiederholten 
Versuche der Türkei, türkisch-zyprische 
Journalisten und progressive Bürger der 
türkisch-zyprischen Gemeinschaft 
einzuschüchtern und mundtot zu machen, 
womit sie ihr Recht auf Meinungsfreiheit 
und freie Meinungsäußerung zu verletzt;

Or. en

Änderungsantrag 336
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 13 i (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13i. bedauert die anhaltende 
Weigerung der Türkei, das 
Luftverkehrsrecht zu befolgen und einen 
Kommunikationskanal zwischen den 
Luftverkehrskontrollzentren in der Türkei 
und der Republik Zypern einzurichten, 
wodurch reale Sicherheitsrisiken und 
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Gefahren entstehen, wie von der 
Europäischen Agentur für Flugsicherheit 
(EASA) und der International Federation 
of Air Line Pilots’ Associations festgestellt 
wurde; ist der Ansicht, dass dies ein 
Bereich ist, in dem die Türkei ihre 
Verpflichtung zu vertrauensbildenden 
Maßnahmen unter Beweis stellen könnte 
und fordert die Türkei auf mitzuwirken, 
indem sie das Luftverkehrsrecht der EU 
vollständig umsetzt;

Or. en

Änderungsantrag 337
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten, wobei die Türkei als Mitglied 
der NATO für die meisten EU-Staaten ein 
äußerst wertvoller Partner und 
militärischer Verbündeter ist, während die 
Sicherheitsdimension der EU immer 
weiter ausgebaut wird; spricht sich für 
eine objektive Bewertung der 
Zusammenarbeit zwischen der EU und 
der Türkei bei Flüchtlings- und 
Migrationsfragen aus und hält es für 
geboten, dass sich beide Seiten an ihre 
jeweiligen Verpflichtungen halten;

Or. en
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Änderungsantrag 338
Bernhard Zimniok

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und 
ein wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seinen entschiedenen 
Standpunkt, dass die Türkei nicht Mitglied 
der Europäischen Union werden darf;

Or. en

Änderungsantrag 339
Fabio Massimo Castaldo

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher 
Strategiepartner für die Stabilität des 
gesamten Mittelmeerraums und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten; fordert, dass die Bemühungen 
um eine Verbesserung der Beziehungen 
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zwischen der EU und der Türkei nicht 
einseitig bleiben, und fordert die 
türkischen Staatsorgane nachdrücklich 
auf, sich in diesem Sinne kooperativer zu 
verhalten;

Or. en

Änderungsantrag 340
Nathalie Loiseau, Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Katalin Cseh, Klemen Grošelj, 
Georgios Kyrtsos

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten, sofern es sich nicht weiter von 
den Werten und der Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU entfernt;

Or. en

Änderungsantrag 341
Demetris Papadakis, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 



PE750.085v01-00 104/142 AM\1281512DE.docx

DE

Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei im 
Einklang mit dem Völkerrecht und guten 
nachbarschaftlichen Beziehungen zu 
unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 342
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und 
ein wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 343
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text
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14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und bei der 
Steuerung der Migrationsströme und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Or. es

Änderungsantrag 344
Javier Nart

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei als europäisches Land in 
politischer, wirtschaftlicher und 
außenpolitischer Hinsicht ein Land von 
strategischer Bedeutung, ein wesentlicher 
Partner für die Stabilität der gesamten 
Region und ein wichtiger Verbündeter – 
auch in der NATO – ist, und bekräftigt, 
dass die EU entschlossen ist, auf der Basis 
von Dialog, Respekt und gegenseitigem 
Vertrauen bestmögliche Beziehungen zur 
Türkei zu unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 345
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 14



PE750.085v01-00 106/142 AM\1281512DE.docx

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Or. en

Änderungsantrag 346
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Akteur für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 347
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki
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Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Akteur für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 348
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für 
die Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt, dass die Türkei in 
politischer, wirtschaftlicher und 
außenpolitischer Hinsicht ein Land von 
strategischer Bedeutung, ein wichtiger 
Partner für die Sicherheit der gesamten 
Region und ein bedeutsamer Verbündeter 
– auch in der NATO – ist, und bekräftigt, 
dass die EU entschlossen ist, auf der Basis 
von Dialog, Respekt und gegenseitigem 
Vertrauen bestmögliche Beziehungen zur 
Türkei zu unterhalten;

Or. en
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Änderungsantrag 349
Malik Azmani, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, 
Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
bestmögliche Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

14. bekräftigt seine tiefe Überzeugung, 
dass die Türkei in politischer, 
wirtschaftlicher und außenpolitischer 
Hinsicht ein Land von strategischer 
Bedeutung, ein wesentlicher Partner für die 
Stabilität der gesamten Region und ein 
wichtiger Verbündeter – auch in der 
NATO – ist, und bekräftigt, dass die EU 
entschlossen ist, auf der Basis von Dialog, 
Respekt und gegenseitigem Vertrauen 
positive Beziehungen zur Türkei zu 
unterhalten;

Or. en

Änderungsantrag 350
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14a. fordert den Rat auf, die türkische 
terroristische Organisation „Die grauen 
Wölfe“, die für zahllose Gewalttaten in 
Europa verantwortlich ist, einschließlich 
Morde oder versuchter Morde, als 
terroristische Organisation im Sinne des 
Gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP des Rates und in die 
Liste der Europäischen Union zu 
terroristischen Vereinigungen 
aufzunehmen;

Or. en
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Änderungsantrag 351
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14a. verweist auf seinen in früheren 
Entschließungen erklärten Standpunkt, 
im Rat eine Initiative zu starten, damit 
alle EU-Mitgliedstaaten im Einklang mit 
dem Gemeinsamen Standpunkt 
2008/944/GASP keine Genehmigungen 
für Rüstungsexporte in die Türkei mehr 
erteilen;

Or. en

Änderungsantrag 352
Andrey Kovatchev

Entschließungsantrag
Ziffer 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14a. räumt ein, dass die Türkei seit 
Langem ein wichtiger geopolitischer 
Partner sowohl für die EU als auch für 
die NATO ist, und fordert eine Stärkung 
der Beziehungen zwischen der EU und 
der Türkei;

Or. en

Änderungsantrag 353
Witold Jan Waszczykowski

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der entfällt
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Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

Or. en

Änderungsantrag 354
Malik Azmani, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Nathalie Loiseau, Petras 
Auštrevičius, Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

15. kommt in Anbetracht all dessen zu 
dem Schluss, dass sich die Türkei weit von 
den Kopenhagener Kriterien entfernt hat, 
ohne dass kurz- oder mittelfristig ein 
positiver Wandel zu erwarten ist, und dass 
der EU-Beitrittsprozess der Türkei seinen 
ursprünglichen Sinn verloren hat; kommt 
daher zu dem Schluss, dass die 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
nicht wieder aufgenommen werden 
können; empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen, etwa eine Aktualisierung 
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des Assoziierungsabkommen, zu prüfen, 
der für beide Seiten erstrebenswert ist; ruft 
dazu auf, die nach dem Erdbeben gezeigte 
Solidarität für eine Öffnung der 
Beziehungen zu nutzen und diesen neuen 
Schwung zu nutzen, um den derzeitigen 
Stillstand zu überwinden und zu einer 
engeren, dynamischeren und 
strategischen Partnerschaft überzugehen, 
die für beide Seiten von Vorteil ist, indem 
das derzeitige Assoziierungsabkommen 
modernisiert und verbessert wird, was 
unter anderem Bestimmungen über 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, 
Grundfreiheiten, Migration und Handel 
umfassen könnte;

Or. en

Änderungsantrag 355
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist; fordert die 
türkische Regierung, die Organe der 
Europäischen Union und ihre 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, diese 
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Angelegenheit mit höchster 
Verantwortung und Engagement 
anzugehen und eine schlüssige neue 
Kooperationsinfrastruktur zu schaffen, 
die die Interessen aller Beteiligten in 
realistischer Weise berücksichtigt, da dies 
Grundlage für eine neue interaktive 
Zusammenarbeit zwischen zwei engen 
und äußerst wichtigen Partnern bilden 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 356
Bernhard Zimniok

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

15. stellt fest, dass der EU-
Beitrittsprozess nun offiziell beendet 
werden und als einer der zahlreichen 
schweren Misserfolge der EU-Organe zur 
Kenntnis genommen werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 357
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
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Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

15. fordert, die Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei in Übereinstimmung mit 
dem realistischen Rahmen formell zu 
beenden, da das Land keine eindeutigen 
und signifikanten Fortschritte bei den 
EU-bezogenen Reformen nachweisen 
konnte und insbesondere aufgrund der 
ernsten Bedenken hinsichtlich der 
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte, 
einschließlich der Meinungs- und 
Religionsfreiheit weist auf den 
Migrationsdruck hin, den das Erdoğan-
Regime auf die EU ausübt, und auf die 
anhaltenden militärischen Aggressionen 
gegen Mitgliedstaaten im Mittelmeer, 
wobei die Partnerschaft in wesentlichen 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
potenziell fortgesetzt werden kann; fordert 
in diesem Zusammenhang, dass jegliche 
finanzielle Unterstützung im Rahmen des 
IPA für die Türkei eingestellt wird;

Or. en

Änderungsantrag 358
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 

15. missbilligt den weiteren 
Rückschritt der Türkei in den Bereichen 
Demokratie, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit und betont, dass der 
kontinuierliche rückläufige Trend und 
der fehlende politische Wille der 
türkischen Regierung, sich den Standards 
und Werten der Europäischen Union 
anzupassen, zum Stillstand des 
Beitrittsprozesses geführt haben; fordert, 
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und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

dass dringend ein strukturierter und 
umfassender Dialog auf hoher Ebene 
geführt wird, um den derzeitigen Stand 
der Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu erörtern und neu zu gestalten, 
wobei die Beitrittsverhandlungen formal 
weiterhin auf Eis liegen; befürwortet die 
Vertiefung des Austauschs und der 
Zusammenarbeit zwischen der EU und 
der Türkei im Rahmen der Programme 
Horizont Europa und Erasmus+ und des 
Solidaritätskorps, denen die Türkei im 
Jahr 2021 beigetreten ist, sowie die 
Aufstockung der EU-Unterstützung für 
diese Programme;

Or. en

Änderungsantrag 359
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
spricht sich dennoch erneut dafür aus, 
dass der Beitrittsprozess und sein 
wertebasierter Ansatz weiterhin den 
zentralen Rahmen für die Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei bilden 
sollten, da der Beitrittsprozess nach wie 
vor das wirkungsvollste Instrument ist, 
um normativen Druck auszuüben und 
einen konstruktiven Dialog mit der 
Regierung der Türkei zu führen, und der 
beste Rahmen, um die demokratischen 
und pro-europäischen Bestrebungen der 
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türkischen Gesellschaft 
aufrechtzuerhalten und Konvergenz mit 
der EU zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 360
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

15. ist der Ansicht, dass der 
Beitrittsprozess und sein wertebasierter 
Ansatz der wichtigste Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei, das mächtigste Instrument zur 
Ausübung von normativem Druck und 
der beste Rahmen für die Unterstützung 
der demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen eines großen Teils der 
Gesellschaft in der Türkei sowie zur 
Förderung der Konvergenz mit der EU 
sind;

Or. es

Änderungsantrag 361
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
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drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
spricht sich dennoch erneut dafür aus, 
dass der Beitrittsprozess und sein 
wertebasierter Ansatz weiterhin den 
zentralen Rahmen für die Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei bilden 
sollten, da der Beitrittsprozess nach wie 
vor das wirkungsvollste Instrument ist, 
um normativen Druck auszuüben und 
einen konstruktiven Dialog mit der Türkei 
zu führen, und der beste Rahmen, um die 
demokratischen und pro-europäischen 
Bestrebungen der türkischen Gesellschaft 
aufrechtzuerhalten und Konvergenz mit 
der EU zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 362
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung und in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung der Türkei der 
Auffassung, dass im Europäischen Rat 
eine strategische Diskussion über die 
Zukunft der Beziehungen zwischen der 
EU und der Türkei auf den Weg gebracht 
werden sollte;
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für beide Seiten erstrebenswert ist;

Or. en

Änderungsantrag 363
Nikos Papandreou

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung und in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung der Türkei der 
Auffassung, dass im Europäischen Rat 
eine strategische Diskussion über die 
Zukunft der Beziehungen zwischen der 
EU und der Türkei auf den Weg gebracht 
werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 364
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verlieren 
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hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

wird und unter den derzeitigen Umständen 
langfristig nicht mehr Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess über die Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei 
einzuleiten, der darauf abzielt, den 
Beitrittsprozess offenzuhalten und 
gleichzeitig den wertebasierten Ansatz der 
EU zu achten, der gegenüber allen 
Bewerberländern gilt; fordert die 
Kommission daher auf, im Wege eines 
umfassenden und inklusiven Prozesses 
mögliche Formate für einen Rahmen zu 
prüfen, der für beide Seiten erstrebenswert 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 365
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist; begrüßt die 
Teilnahme der Türkei an Gipfeltreffen 
der europäischen politischen 
Gemeinschaft;
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Or. en

Änderungsantrag 366
Isabel Wiseler-Lima

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben wird; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

15. ist vor diesem Hintergrund der 
Auffassung, dass der EU-Beitrittsprozess 
der Türkei in Ermangelung einer 
drastischen Kursänderung durch die 
türkische Regierung seinen Sinn verloren 
hat und unter den derzeitigen Umständen 
nicht mehr lange Bestand haben könnte; 
empfiehlt in diesem Fall, einen 
Reflexionsprozess einzuleiten, um anstelle 
des Beitrittsprozesses einen alternativen 
und realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden und 
inklusiven Prozesses mögliche Formate für 
einen Rahmen zu prüfen, der für beide 
Seiten erstrebenswert ist;

Or. en

Änderungsantrag 367
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. bekräftigt, dass die Politik der EU 
gegenüber der Türkei auf einem 
zweigleisigen Ansatz beruht, der offene 
Kanäle für die Kommunikation und 
Zusammenarbeit mit Ankara (positive 
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Agenda/Dialoge auf hoher Ebene) in 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
schrittweise auf verhältnismäßige und 
umkehrbare Weise begünstigt, sofern die 
Türkei eine Politik der Deeskalation 
beibehält, sowie entsprechende negative 
Maßnahmen für den Fall, dass die Türkei 
erneut provokative, revisionistische und 
rechtswidrige Maßnahmen ergreift;

Or. en

Änderungsantrag 368
Witold Jan Waszczykowski

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. ist der Ansicht, dass der EU-
Beitrittsprozess für die künftige politische 
Ausrichtung der Türkei nach wie vor von 
Belang und ein strategisches Ziel ist; 
betont, dass eine verbesserte 
Beitrittsperspektive den beiderseitigen 
Interessen dienen und die Türkei dazu 
ermutigen wird, weitere Reformen 
durchzuführen; ist der Auffassung, dass 
Beitrittsverhandlungen die einzige 
geeignete Plattform zur Stärkung der 
langjährigen Beziehungen zwischen der 
EU und der Türkei sind;

Or. en

Änderungsantrag 369
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. bedauert, dass der Beitrittsprozess 
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derzeit keine Früchte trägt; empfiehlt, 
einen Reflexionsprozess einzuleiten, um 
einen realistischen Rahmen für die 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei zu finden; fordert die Kommission 
daher auf, im Wege eines umfassenden 
und inklusiven Prozesses mögliche 
Formate für einen Rahmen zu prüfen, der 
für beide Seiten erstrebenswert ist;

Or. es

Änderungsantrag 370
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. bedauert, dass die Zollunion in 
ihrer jetzigen Form ihr volles Potenzial 
erst dann entfalten kann, wenn die Türkei 
das Zusatzprotokoll gegenüber allen 
Mitgliedstaaten, einschließlich der 
Republik Zypern, in 
nichtdiskriminierender Weise vollständig 
und wirksam umsetzt, was eine 
Voraussetzung für die Aufnahme von 
Verhandlungen über die Erweiterung der 
Zollunion ist;

Or. en

Änderungsantrag 371
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 15 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15b. ist der Ansicht, dass die EU auch 
künftig sämtliche Möglichkeiten für einen 
Dialog und ein gemeinsames Verständnis 



PE750.085v01-00 122/142 AM\1281512DE.docx

DE

mit der Türkei ausloten sollte, fordert die 
staatlichen Stellen der Türkei jedoch 
nachdrücklich auf, Anstrengungen zu 
unternehmen, um den konstruktiven und 
redlichen Dialog zu stärken; fordert eine 
langfristige Vision für die Beziehungen 
zur Türkei, die auf Zusammenarbeit und 
nicht auf Konfrontation beruhen; ist der 
Ansicht, dass es nachteilig wäre, die 
Vorstellung zu vermitteln, dass die EU die 
Türkei abweist, da sie infolgedessen die 
Haltung entwickeln könnte, ihre 
Beziehungen zu anderen Ländern wie 
Russland oder Iran stärken zu müssen;

Or. es

Änderungsantrag 372
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen sein 
sollten;

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen sein 
sollten; ist der Ansicht, dass die 
anhaltende Aushöhlung dieser 
Grundrechte und die allgemeine Erosion 
von Ansätzen, die sich an europäischen 
Werten orientieren, das demokratische 
Gefüge der türkischen Gesellschaft enorm 
schädigt;

Or. en

Änderungsantrag 373
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
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Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen sein 
sollten;

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte sowie 
die Achtung der Souveränität, 
territorialen Integrität und der 
Hoheitsrechte zentraler Bestandteil 
gutnachbarlicher Beziehungen zwischen 
der EU und der Türkei sind und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen sein 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 374
Andreas Schieder

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen sein 
sollten;

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus sowie die Achtung der 
Rechte von Minderheiten ein fester 
Bestandteil jedes Rahmens für diese 
Beziehungen sein sollten;

Or. en

Änderungsantrag 375
Bernhard Zimniok
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Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt 
gutnachbarlicher Beziehungen zwischen 
der EU und der Türkei stehen sollten und 
dass die Grundsätze des Völkerrechts und 
des Multilateralismus ein fester 
Bestandteil jedes Rahmens für diese 
Beziehungen sein sollten;

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Grundrechte und die 
Verhinderung von Asylbetrug sowie 
illegaler Migration und rechtswidrigem 
Asyl im Mittelpunkt der 
nachbarschaftlichen Beziehungen 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten und der 
Türkei stehen;

Or. en

Änderungsantrag 376
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei stehen sollten und dass die 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus ein fester Bestandteil 
jedes Rahmens für diese Beziehungen 
sein sollten;

16. besteht darauf, dass Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte 
weiterhin im Mittelpunkt der Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei stehen 
sollten; bekräftigt, dass die Achtung der 
Grundsätze des Völkerrechts und des 
Multilateralismus nach wie vor 
bedingungslos ist;

Or. en

Änderungsantrag 377
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. betont, dass die finanzielle Hilfe 
des Instruments für Heranführungshilfe 
(IPA III) auf einer Konditionalität beruht, 
die mit dem Ansatz „Wesentliches zuerst“ 
verknüpft ist; weist darauf hin, dass die 
Unterstützung durch das Instrument für 
Heranführungshilfe (IPA III) im Falle 
einer Verschlechterung der Lage der 
Demokratie, der Menschenrechte oder der 
Rechtsstaatlichkeit ausgesetzt und, wenn 
die Indikatoren auf einen erheblichen 
Rückschritt oder dauerhaft fehlende 
Fortschritte hindeuten, entsprechend 
angepasst werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 378
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Evin Incir, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. betont, dass die Visaliberalisierung 
möglich sein wird, sobald gegenüber 
sämtlichen Mitgliedstaaten alle Kriterien 
vollständig und wirksam in nicht 
diskriminierender Weise erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 379
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Andreas Schieder, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 16 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16b. bekräftigt seine Aufforderung an 
die Türkei, die EU-Erklärung vom 
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21. September 2005 einzuhalten und ihrer 
Verpflichtung zur vollständigen, nicht 
diskriminierenden Umsetzung des 
Zusatzprotokolls zum 
Assoziierungsabkommen EG-Türkei 
gegenüber allen Mitgliedstaaten, 
einschließlich der Republik Zypern, 
nachzukommen; bedauert, dass die 
Türkei noch immer keine Fortschritte in 
Bezug auf die notwendige Normalisierung 
ihrer Beziehungen zur Republik Zypern 
erzielt hat; bekräftigt, dass die 
Anerkennung aller Mitgliedstaaten ein 
notwendiger Bestandteil des 
Beitrittsprozesses, der Zollunion und jedes 
Abkommens zwischen der EU und der 
Türkei ist, und fordert, dass ohne weitere 
Verzögerung Fortschritte erzielt werden;

Or. en

Änderungsantrag 380
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 16 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16c. bedauert zutiefst die Umnutzung 
des historisch-religiösen Denkmals Hagia 
Sophia in eine Moschee ohne vorherige 
Absprache, was gegen das UNESCO-
Übereinkommen zum Schutz des Kultur- 
und Naturerbes der Welt verstoßen 
könnte, zu dessen Unterzeichnern die 
Türkei gehört; fordert die türkische 
Regierung auf, diese Entscheidung zu 
überdenken und rückgängig zu machen, 
um den historischen und kulturellen Wert 
kultureller und religiöser Denkmäler und 
Symbole, insbesondere von UNESCO-
Welterbestätten, uneingeschränkt zu 
achten; weist darauf hin, dass die Hagia 
Sophia allen Gemeinschaften und 
Religionen offen steht und fordert die 
UNESCO dazu auf, geeignete 
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Maßnahmen zum Schutz dieser 
Welterbestätte zu treffen;

Or. en

Änderungsantrag 381
Bernhard Zimniok

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der 
türkischen Gesellschaft (insbesondere der 
türkischen Jugend), die die EU nicht im 
Stich lassen wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für 
die unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 382
Sergey Lagodinsky
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
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unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken;

unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei, einschließlich direkter finanzieller 
Unterstützung, unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken, unter anderem durch die 
regelmäßige Überwachung der Lage des 
Rechts auf Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit in der Türkei und 
durch die zur Sprache gebrachten 
Bedenken hinsichtlich der Angriffe auf 
Menschenrechtsverteidiger und des 
schrumpfenden zivilgesellschaftlichen 
Raums; fordert erneut, das Wissen 
übereinander und das gegenseitige 
Verständnis zwischen den Gesellschaften 
der Türkei und der EU-Mitgliedstaaten zu 
stärken und zu vertiefen, das kulturelle 
Wachstum und den soziokulturellen 
Austausch zu fördern und sämtliche 
Ausprägungen einer gesellschaftlichen, 
religiösen oder kulturellen 
Voreingenommenheit zu bekämpfen;

Or. en

Änderungsantrag 383
Gheorghe-Vlad Nistor

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
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verstärken; verstärken; betont, dass im 
Bildungsbereich bei der frühkindlichen 
Erziehung in der Türkei die 
Nettoeinschulungsquote in der 
Vorschulbildung von 71,22 % im 
Zeitraum von 2019 bis 2020 auf 56,89 % 
im Zeitraum von 2020 bis 2021 
zurückgegangen ist und dass die 
kombinierte Quote für türkische Kinder 
zwischen drei und fünf Jahren von 
41,78 % auf 28,35 % gesunken ist, sowie 
dass die Türkei über keine 
Jugendstrategie verfügt und dem 
bürgerschaftlichen Engagement und der 
Stärkung der Rolle der Jugend keine 
Priorität einräumt, wie es bei der 
Europäischen Jugendstrategie der Fall 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 384
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken;

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen eines Teils der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken; erkennt jedoch an, dass man 
sich damit auf keinen Fall in die interne 
politische und soziale Autonomie der 
Türkei einmischen sollte; betont, dass es 
sich stets um Einmischung handelt, ganz 
gleich, ob diese politisch ausgerichtet ist 



PE750.085v01-00 130/142 AM\1281512DE.docx

DE

oder nicht;

Or. en

Änderungsantrag 385
Giorgos Georgiou, Özlem Demirel

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend), die die EU nicht im Stich lassen 
wird; bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für die 
unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei unter allen Umständen und 
innerhalb jedes Rahmens für die 
Beziehungen, den die Zukunft mit sich 
bringen wird, aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken;

17. würdigt und lobt die 
demokratischen und proeuropäischen 
Bestrebungen der Mehrheit der türkischen 
Gesellschaft (insbesondere der türkischen 
Jugend); bekundet seine äußerste 
Entschlossenheit, die Unterstützung für 
die unabhängige Zivilgesellschaft in der 
Türkei aufrechtzuerhalten und zu 
verstärken;

Or. en

Änderungsantrag 386
François Alfonsi

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. weist erneut darauf hin, dass 
innenpolitische Konflikte mit den 
europäischen Grenzen durch einen 
friedlichen Dialog gelöst werden können 
und hätten gelöst werden können; spricht 
sich daher für einen Waffenstillstand und 
die Wiederaufnahme der 
Friedensgespräche zwischen der Türkei 
und der Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) 
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aus, die von 2013 bis 2015 zum 
beiderseitigen Nutzen beider 
Konfliktparteien und der Zivilbevölkerung 
in der Türkei geführt wurden; empfiehlt 
daher auch eine Überprüfung der 
Aufnahme der PKK in die EU-
Terrorlisten im Einklang mit dem 
wegweisenden Fall 2021 vor dem 
belgischen Kassationsgerichtshof, in dem 
festgestellt wurde, dass die PKK als 
legitime Bürgerkriegspartei betrachtet 
werden sollte, und mit dem historischen 
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Union, wonach der Rat der EU keine 
ausreichenden Beweise dafür vorgelegt 
hat, dass die PKK weiterhin als 
terroristische Organisation geführt wird; 
bringt ferner seine Hoffnung zum 
Ausdruck, dass eine solche Überprüfung 
den Weg für eine dauerhafte, auf dem 
Verhandlungsweg erzielte Friedenslösung 
und einen Wahrheits- und 
Aussöhnungsprozess gemäß den 
Grundsätzen des Völkerrechts ebnen 
würde;

Or. en

Änderungsantrag 387
Željana Zovko

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. fordert die Türkei und die EU auf, 
die europäische Integration zu fördern, 
indem sie junge Menschen unterstützen, 
die Teilhabe junger Menschen fördern 
und auf früheren Erfahrungen bei der 
Zusammenarbeit in Forschung und 
Bildung aufbauen; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die Vereinbarungen über 
die Assoziierung der Türkei mit Horizont 
Europa, Erasmus+ und dem 
Europäischen Solidaritätskorps für den 
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Zeitraum 2021–2027;

Or. en

Änderungsantrag 388
Bernhard Zimniok

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine 
solche Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 389
Georgios Kyrtsos, Costas Mavrides

Entschließungsantrag
Ziffer 18
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Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. weist erneut darauf hin, dass die 
Türkei ihren rechtlichen Verpflichtungen 
im Rahmen der Zollunion EU-Türkei 
nachkommen muss, und bedauert die 
anhaltenden Verstöße gegen den 
derzeitigen Rahmen; bedauert, dass die 
Zollunion in ihrer jetzigen Form ihr 
volles Potenzial erst dann entfalten kann, 
wenn die Türkei das Zusatzprotokoll 
gegenüber allen Mitgliedstaaten, 
einschließlich der Republik Zypern, in 
nichtdiskriminierender Weise vollständig 
und wirksam umsetzt, was eine 
Voraussetzung für die Aufnahme von 
Verhandlungen über die Erweiterung der 
Zollunion ist; bekräftigt seinen 
Standpunkt, wonach eine verbesserte 
Zollunion mit einem breiteren, für beide 
Seiten vorteilhaften Umfang, ein breites 
Spektrum von Bereichen von 
gemeinsamem Interesse umfassen könnte, 
einschließlich der Digitalisierung und der 
Abstimmung mit dem Grünen Deal; 
beharrt darauf, dass eine solche 
Modernisierung an strenge Bedingungen 
im Zusammenhang mit den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten 
sowie die Einhaltung des Völkerrechts 
und die Pflege gutnachbarlicher 
Beziehungen geknüpft werden muss und 
nur dann in Betracht gezogen werden 
kann, wenn die Türkei das 
Zusatzprotokoll vollständig umsetzt und 
das Abkommen von Ankara vorbehaltlos 
und diskriminierungsfrei auf alle 
Mitgliedstaaten ausweitet; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesen Bereichen keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen 
Stellen alle Kriterien in nicht 
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diskriminierender Weise gegenüber allen 
Mitgliedstaaten vollständig und wirksam 
erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 390
Giorgos Georgiou

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung von der vorherigen 
vollständigen und nicht 
diskriminierenden Umsetzung des 
bestehenden Abkommens durch die 
Türkei gegenüber allen EU-
Mitgliedstaaten abhängt und auf einer 
strengen Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte, das Völkerrecht und die 
oben genannten Grundsätze beruhen 
müsste; betont, dass sich beide Parteien 
diese Konditionalitäten von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht ohne Ergebnisse in 
diesen Bereichen erteilen wird; ist 
weiterhin bereit, Visaliberalisierungen 
voranzubringen, sobald die türkischen 
staatlichen Stellen die sechs noch 
ausstehenden Vorgaben vollständig und 
auf nicht diskriminierende Weise 
gegenüber allen EU-Mitgliedstaaten 
erfüllen und Migranten nicht mehr auf 
unmenschliche Weise 
instrumentalisieren, um politischen 
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Druck auf die EU auszuüben, 
einschließlich der Anstiftung zu 
Migrationsströmen in die Republik 
Zypern;

Or. en

Änderungsantrag 391
Demetris Papadakis, Attila Ara-Kovács

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; beharrt darauf, dass 
eine solche Modernisierung an strenge 
Bedingungen im Zusammenhang mit den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten 
sowie die Einhaltung des Völkerrechts 
und die Pflege gutnachbarlicher 
Beziehungen geknüpft werden muss und 
nur dann in Betracht gezogen werden 
kann, wenn die Türkei das 
Zusatzprotokoll vollständig umsetzt und 
das Abkommen von Ankara vorbehaltlos 
und diskriminierungsfrei auf alle 
Mitgliedstaaten ausweitet; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
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erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 392
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou, Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Theodoros 
Zagorakis, Stelios Kympouropoulos, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Anna-Michelle 
Asimakopoulou, Maria Spyraki

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; beharrt darauf, dass 
eine solche Modernisierung an strenge 
Bedingungen im Zusammenhang mit den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten 
sowie die Einhaltung des Völkerrechts 
und die Pflege gutnachbarlicher 
Beziehungen geknüpft werden muss und 
nur dann in Betracht gezogen werden 
kann, wenn die Türkei das 
Zusatzprotokoll vollständig umsetzt und 
das Abkommen von Ankara vorbehaltlos 
und diskriminierungsfrei auf alle 
Mitgliedstaaten ausweitet; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;
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Or. en

Änderungsantrag 393
Vangelis Meimarakis, Manolis Kefalogiannis, Anna-Michelle Asimakopoulou, Stelios 
Kympouropoulos, Maria Spyraki, Elissavet Vozemberg-Vrionidi, Theodoros Zagorakis, 
Loucas Fourlas, Eleni Stavrou

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bedauert, dass die Türkei 
weiterhin gegen die Vorschriften der 
Zollunion verstößt, und fordert den 
Europäischen Rat auf, sich mit der 
Angelegenheit zu befassen; bekräftigt 
seine Unterstützung für eine verbesserte 
Zollunion mit einem breiteren, für beide 
Seiten vorteilhaften Umfang, die ein 
breites Spektrum von Bereichen von 
gemeinsamem Interesse umfassen könnte, 
einschließlich der Digitalisierung und der 
Abstimmung mit dem Grünen Deal; betont, 
dass eine solche Modernisierung auf einer 
strengen Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 394
Nacho Sánchez Amor
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Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Maßnahmen zur Einführung eines 
beschleunigten Visumverfahrens für 
türkische Erasmus-Studenten zu 
ergreifen;

Or. en

Änderungsantrag 395
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani, Emmanouil Fragkos

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
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breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 396
Malik Azmani, Katalin Cseh, Klemen Grošelj, Georgios Kyrtsos, Nathalie Loiseau, 
Frédérique Ries, Petras Auštrevičius, Hilde Vautmans

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine für beide Seiten nutzbringende 
Modernisierung der Zollunion mit einem 
wirksamen Streitbeilegungsverfahren, die 
ein breites Spektrum von Bereichen von 
gemeinsamem Interesse umfassen könnte, 
einschließlich der Digitalisierung und der 
Abstimmung mit dem Grünen Deal; betont, 
dass eine solche Modernisierung auf einer 
strengen Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
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Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 397
Isabel Wiseler-Lima

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf 
Menschenrechte und die oben genannten 
Grundsätze beruhen müsste; betont, dass 
sich beide Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
erfüllen;

18. bekräftigt seine Unterstützung für 
eine verbesserte Zollunion mit einem 
breiteren, für beide Seiten vorteilhaften 
Umfang, die ein breites Spektrum von 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
umfassen könnte, einschließlich der 
Digitalisierung und der Abstimmung mit 
dem Grünen Deal; betont, dass eine solche 
Modernisierung auf einer strengen 
Konditionalität in Bezug auf die 
Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit 
und die oben genannten Grundsätze 
beruhen müsste; betont, dass sich beide 
Parteien dieser demokratischen 
Konditionalität von Beginn der 
Verhandlungen an voll und ganz bewusst 
sein müssen, da das Parlament seine 
Zustimmung zu der endgültigen 
Vereinbarung nicht erteilen wird, wenn in 
diesem Bereich keine Fortschritte erzielt 
werden; ist weiterhin bereit, 
Visaliberalisierungen voranzubringen, 
sobald die türkischen staatlichen Stellen 
die sechs noch ausstehenden Vorgaben 
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erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 398
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. weist darauf hin, dass es für die 
Türkei, die EU und ihre Mitgliedstaaten 
wichtig ist, bei der 
Terrorismusbekämpfung enge 
Verbindungen aufrechtzuerhalten; 
fordert die staatlichen Stellen der Türkei 
nachdrücklich auf, ihre Bemühungen um 
den Aufbau einer engen Zusammenarbeit 
mit der EU im Kampf gegen den 
Terrorismus fortzusetzen und ihre 
Rechtsvorschriften über Terrorismus 
stärker an die Normen der Union 
anzugleichen;

Or. es

Änderungsantrag 399
Francisco José Millán Mon

Entschließungsantrag
Ziffer 18 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18b. betont, dass die Türkei für die EU 
nach wie vor ein wichtiges und 
zuverlässiges Transitland im 
Energiebereich ist; hebt hervor, dass die 
Türkei den reibungslosen Betrieb der 
Transanatolischen Erdgasfernleitung 
sicherstellt und Erdgas aus 
Aserbaidschan über die Transadriatische 
Erdgasfernleitung nach Europa 
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befördert;

Or. es


